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4 Zusammenfassung

Mietpreisregulierungen haben eine lange Tradition und wer-
den immer wieder herangezogen, wenn die Anspannung im 
Mietwohnungsmarkt zunimmt. In Deutschland wurde 2015 
die Mietpreisbremse eingeführt, Berlin hat darüber hinaus 
einen Mietendeckel genutzt. Wie dieses Gutachten jedoch 
ausführt, sind Mietpreisregulierungen mit erheblichen Nach-
teilen verbunden. Die wesentlichen Schlussfolgerungen sind 
die Folgenden:

	B Mietpreisregulierungen reduzieren das Mietwohnungs-
angebot deutlich. Berechnungen für den Berliner Mie-
tendeckel zeigen, dass sich die Zahl der inserierten Woh-
nungen um mehr als 50 Prozent reduziert. Allgemein ist 
der Grund für die Reduktion der Mietwohnungen auf die 
Ausweichreaktionen zurückzuführen, also etwa auf den 
Verkauf von Wohnungen an Selbstnutzer oder die Ver-
mietung der Wohnungen an Feriengäste.

	B Mietpreisregulierungen nehmen Anreize, in Wohnungen 
zu investieren. Gerade in Ländern, die über einen langen 
Zeitraum restriktive Mietpreisregulierungen genutzt ha-
ben, ist der Mietwohnungsbestand typischerweise in 
einem sehr schlechten Zustand. Mit Blick auf die not-
wendigen Investitionen in einen klimaneutralen Gebäu-
debestand stehen Mietpreisregulierungen damit diame-
tral dem Klimaschutz entgegen.

	B Eine weitere Folge von Mietpreisregulierungen ist eine 
Zunahme des Mismatch. Gerade ältere Mieterinnen und 
Mieter sowie Mieter mit höheren Einkommen profitieren 
am meisten von den Mietpreisregulierungen, weil sie sel-
tener umziehen. Da Wohnungen subventioniert sind und 
die Konkurrenz ansteigt, ziehen die Haushalte auch dann 
nicht um, wenn eine kleinere Wohnung präferenzgerecht 
wäre. Dadurch verschlechtert sich für Wohnungssuchen-
de und insbesondere Familien die Lage im Wohnungs-
markt deutlich.

	B In einer Modellrechnung wurde beispielhaft geprüft, wie 
sich die Einführung einer bundesweiten Mietpreisbe-
grenzung nach dem Vorbild des Berliner Mietendeckels 
auswirken würde. Angenommen wurde dabei, dass der 
Mietendeckel überall dort greift, wo heute die Mietpreis-
bremse gilt. In diesen Regionen würde zwar zunächst 
die Neuvertragsmiete sinken, die Zahl der inserierten 
Mietwohnungen aber von heute 70.000 Wohnungen auf 
27.000 Wohnungen pro Quartal abnehmen, was einem 
Einbruch von über 60 Prozent entspricht. Gleichzeitig 
würden die Kaufpreise leicht sinken. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Mietpreisregulierungen letztlich 
keine Lösung für die Anspannung des Wohnungsmarktes sein 
können. Eine weitere Verschärfung von Mietpreisregulierun-
gen würde vielmehr zu einer weiteren Angebotsverknappung 
führen. Vielmehr bedarf es eines Mix aus mehr Wohnungs-
bau in den Großstädten, einer Attraktivierung des weiteren 
Umlands und einer zielgenaueren Sozialpolitik, um die Lage 
im Wohnungsmarkt zu verbessern. 

Zusammenfassung



51. Hintergrund 

1. Hintergrund 
Der Mietwohnungsmarkt in den deutschen Großstädten ist 
schon seit vielen Jahren angespannt, doch zuletzt nahm 
diese Anspannung noch einmal zu, wie sich etwa anhand 
der größeren Mietpreisdynamik zeigen lässt. Geht nun die 
Bautätigkeit wie erwartet noch weiter zurück und hält das 
Einwohnerwachstum an, dürfte sich die Lage noch heraus-
fordernder für alle Wohnungssuchenden darstellen.

In einer solchen Situation ist es aus Sicht der Politik sehr 
reizvoll, Mietpreisregulierungen einzuführen oder bestehen-
de Regulierungen auszuweiten. Mietpreisregulierungen las-
sen sich zeitnah umsetzen, sie sind mit keinen unmittelba-
ren Kosten für den öffentlichen Haushalt verbunden und sie 
sind oftmals populär, denn sie versprechen eine einfache Lö-
sung und dienen temporär dem Schutz der Mieterinnen und 
Mieter mit laufenden Verträgen, was mit Blick auf eine Wahl-
periode politisch attraktiv ist. Zudem unterstreicht die Poli-
tik damit Handlungsfähigkeit, was ebenfalls politisch wich-
tig ist. Außerdem ist eine verschärfte Mietpreisregulierung 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund des stärkeren Eintritts 
institutioneller und internationaler Investoren attraktiver ge-
worden, dies wird gerade in der angelsächsischen Literatur 
unter Financialisation subsumiert. Hiermit wird suggeriert, 
dass die Regulierung vor allem große internationale Konzer-
ne trifft, die in der Wählergunst weit unten stehen. 

Allerdings zeigen alle Erfahrungen, dass Mietpreisregu-
lierungen nur scheinbar eine Lösung darstellen. Vielmehr 
bedeutet das Aussetzen des Marktmechanismus gerade 
nicht, dass das dem Anstieg der Mieten zugrundeliegende 
Problem – das Auseinanderfallen von Angebot und Nach-
frage – gelöst wird. Im Gegenteil, die Knappheitsprobleme 
nehmen zu und es entstehen zahlreiche weitere Folgen, die 
sich zumindest langfristig gegen die Mieterinnen und Mieter 
wenden. Zuletzt zeigte sich dies am Berliner Mietendeckel, 
der von den politischen Akteuren mit großen Erwartungen 
verbunden war. Gerade weil die Regulierung aber aus formal 
juristischen und nicht aus ökonomischen Gründen beendet 
wurde, könnte es neue Diskussionen um die bundesweite 
Einführung eines ähnlichen Modells geben.

In diesem Gutachten werden auf Basis vorhandener nationa-
ler und internationaler Erfahrungen und der entsprechenden 
Literatur die Folgen von Mietpreisregulierungen aufgezeigt 
In  Kapitel 2 wird zunächst die aktuelle Lage im Wohnungs-
markt näher beschrieben und eingeordnet. In Kapitel 3 wer-
den dann sowohl die Mietpreisbremse als auch der Berliner 
Mietendeckel vorgestellt. Danach werden in Kapitel 4 die 
Auswirkungen der Mietpreisregulierung auf die Funktions-
fähigkeit des Mietwohnungsmarktes dargelegt, ehe dann in 
Kapitel 5 die distributiven Folgen erläutert werden.

Im Hauptkapitel dieses Gutachtens (Kapitel 6) werden ba-
sierend auf vorhandenen Forschungsansätzen die Folgen 
des Berliner Mietendeckels im Lichte aktuellerer Daten ab-
geleitet. Darüber hinaus werden die Ergebnisse auf die an-
gespannten Märkte in Deutschland übertragen. Damit leistet 
das vorliegende Gutachten einen Beitrag zur Versachlichung 
der Debatte um eine mögliche bundesweite Einführung ei-
nes Mietendeckels und eine weitere Verschärfung bundes-
weiter Mietpreisregulierungen.
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gile Förderlandschaft verschärft, da Förderungen 2022 und 
auch Ende 2023 teilweise plötzlich beendet wurden und es 
erst mit erheblicher Zeitverzögerung Neuauflagen gab. Dies 
hat viele Unternehmen nachhaltig verunsichert. In der Folge 
dieser Entwicklungen ist es zu einem erheblichen Einbruch 
bei den Baugenehmigungen gekommen, die um gut ein Drit-
tel gesunken sind. 

Jüngste Umfragen zeigen darüber hinaus, dass jedes fünfte 
Wohnungsbauunternehmen weiterhin unter Stornierungen 
leidet (ifo Institut, 2024a) und jedem zweiten Wohnungs-
bauunternehmen Aufträge fehlen (ifo Institut, 2024b). Auf-
grund der Zeitverzögerung zwischen Baugenehmigungen 
und Bautätigkeit ist diese Krise anhand der Fertigungszah-
len noch nicht erkennbar. Erst für das laufende Jahr 2024 
wird mit einem deutlichen Rückgang der Baufertigstellun-
gen gerechnet, das DIW geht von einem Rückgang auf unter 
250.000 Einheiten, möglicherweise sogar unter 200.000 
neue Wohnungen aus (vgl. Gornig/Pagenhardt, 2024). Die 
aktuelle Krise verdeckt allerdings die schon länger beste-
henden Probleme im Wohnungsbau. Die Bautätigkeit ist in 
Deutschland zwar über die letzten zehn Jahre deutlich auf 
ein Niveau von knapp über 300.000 Wohnungen jährlich ge-
stiegen, allerdings ohne dass die Niveaus der 1990er Jahre 
erreicht wurden. Damals wurden bis zu 600.000 Wohnungen 
in einem Jahr erstellt (Abbildung 2-1). Weder das Ziel der 
großen Koalition von 375.000 Wohnungen pro Jahr, noch 
das Ziel der Ampel-Regierung von 400.000 Wohnungen pro 
Jahr wurde auch nur ansatzweise erreicht. 

Im Folgenden sollen zunächst Angebotsentwicklung und 
Nachfrageentwicklung separat diskutiert werden, ehe dann 
die Entwicklung der Neuvertragsmieten dargestellt und ein 
Ausblick auf die Zukunft gegeben wird.

2.1.	Entwicklung des Wohnungsbaus  
in Deutschland

Der Wohnungsbau in Deutschland befindet sich in einer 
schwierigen Lage, wofür im Wesentlichen drei Faktoren rele-
vant sind. Erstens belasten die seit 2022 stark gestiegenen 
Zinsen die Nachfrage nach Wohneigentum und Neubau ge-
nerell, da mit den höheren Zinsen die Erschwinglichkeit zu-
rückgegangen und für Investoren die Rentabilität rückläufig 
ist. Zweitens sind die Baukosten seit 2021 um gut ein Drittel 
aufgrund höherer Materialkosten, höherer Löhne und höherer 
Standards gestiegen. Ursächlich für die höheren Materialkos-
ten sind insbesondere die Störungen der Lieferketten durch 
die Corona-Pandemie, die Materialpreise haben sich aber 
auch seit dem Ende der Pandemie nur unwesentlich verän-
dert. Die höheren Kosten durch Standards beruhen vor allem 
auf der Einführung des Effizienzhaus (EH) 55 als Neubau-
standard und der daraus resultierenden Notwendigkeit, den 
EH 40 Standard umzusetzen, um Förderungen zu erhalten. 
Aufgrund der höheren Kosten entsteht bei Bauträgern und 
Projektentwicklern Druck, höhere Preise für Neubauten aus-
zurufen, die aber angesichts höherer Zinsen kaum durchzu-
setzen sind. Drittens hat sich die Situation auch durch die fra-
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Quelle: Statistisches Bundesamt, 2024

Abbildung 2-1: Genehmigungen und Fertigstellungen vs. Zielvorgaben der Bundesregierungen
Bautätigkeit in Wohneinheiten in Wohn- und Nichtwohngebäuden sowie Maßnahmen im Bestand 

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

700.000

800.000

1991
1992

1993
1994

1995
1996

1997
1998

1999
2000

2001
2002

2003
2004

2005
2006

2007
2008

2009
2010

2011
2012

2013
2014

2015
2016

2017
2018

2019
2020

2021
2022

2023
2024

2025

Baufertigstellungen Baugenehmigungen Ziel der Bundesregierung



72. Aktuelle Lage auf dem Wohnungsmarkt

Wie eine aktuelle Studie des IW (Deschermeier et al., 2024) 
zeigt, müsste aufgrund der demografischen Entwicklung 
und der vorhandenen Leerstände die jährliche Bautätigkeit 
auf rund 370.000 Wohnungen gesteigert werden. Besonders 
groß ist dabei der Bedarf in den Großstädten, allein in den 70 
kreisfreien Städten müssten etwa 150.000 Wohnungen pro 
Jahr entstehen.

Die Entwicklung über die letzten 15 Jahre wirft die Frage auf, 
warum trotz bester Rahmenbedingungen – fallende Zinsen, 
robustes Wirtschaftswachstum, starke Zuwanderung – die 
Bautätigkeit nicht stärker gestiegen ist. Politisch wurde gerne 
darauf verwiesen, dass es schlicht an der fehlenden Umset-
zung der Baugenehmigungen liegt, dass die Fertigungszahlen 
nicht erreicht werden konnten. Tatsächlich laufen die Bauge-
nehmigungen in einem Boom aber immer den Fertigungen 
voraus, da bei steigender Nachfrage erst Kapazitäten auf-
gebaut werden müssen. So überstiegen auch in den 1990er 
Jahren zunächst die Genehmigungszahlen die Bautätigkeit, 
was sich dann im Abschwung ab Mitte der 1990er Jahre um-
drehte. Ursächlich für die unzureichende Entwicklung gerade 
in den 2010er Jahren dürfte ein Mix aus starker Regulierung 
des Wohnungsbaus und unzureichender Bereitstellung von 
Bauland gewesen sein. Die Baukosten haben sich nicht nur 
seit 2022 stark entwickelt, sondern seit 2010 insgesamt ver-
doppelt (Wahlberg et al., 2024). Ein großer Teil dieses Preis-
anstiegs liegt in den höheren Standards begründet, sowohl 
energetisch als auch was Schall- und Brandschutz sowie wei-
tere Auflagen angeht. Dass trotz dieses Kostenanstiegs mehr 
gebaut wurde, dürfte auf die Zinsentwicklung zurückzuführen 
sein, nichtsdestotrotz dürften die höheren Kosten den An-
stieg des Wohnungsbaus ausgebremst haben. Hinzu kommt 
die geringe Verfügbarkeit von Bauland, die zum Beispiel auch 
dem seriellen Bau entgegensteht. Dabei ist ebenfalls zu be-
rücksichtigen, dass insbesondere die Bereitstellung von Bau-
land für die Wohneigentumsbildung, also vor allem den Bau 
von Ein- und Zweifamilienhäusern, die Nachfrage entzerren 
kann, da Menschen für die Aussicht auf Wohneigentum auch 
bereit sind, die Zentren zu verlassen. Dies setzt aber natürlich 
voraus, dass gleichzeitig die sonstige Infrastruktur, wie etwa 
ein schneller Internetzugang, Schulen und ÖPNV, gegeben ist. 

2.2.	Entwicklung der Wohnungsnachfrage

Die Wohnungsnachfrage wird zum einen durch die Einkom-
mensentwicklung, zum anderen durch die demografische 
Entwicklung bestimmt. 

Wohnen gilt in der ökonomischen Theorie als so genanntes 
normales Gut, das heißt, mit steigendem Einkommen erhöht 
sich die Wohnungsnachfrage. Dies bedeutet, dass sich so-
wohl die Flächennachfrage als auch die Nachfrage nach bes-
seren Qualitäten (Lage und/oder Ausstattung) erhöht. Seit 
2015 sind die Nominallöhne um durchschnittlich 2,7 Prozent 
gestiegen und damit stärker als die Verbraucherpreise. Der 
Reallohnzuwachs lag bei rund 0,3 Prozent pro Jahr. Wesent-
lich stärker wäre die Reallohnsteigerung ohne das Jahr 2022 
gewesen, als die Inflation überraschend stark gestiegen ist 
und die Löhne nicht nachziehen konnten. In jenem Jahr sind 
die Reallöhne um 4 Prozent gesunken. Die Lohnsteigerungen 

wurden in einem eher schwierigen konjunkturellen Umfeld er-
zielt, schließlich ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP) gerade in 
den letzten fünf Jahren nur marginal gewachsen (Bardt et al., 
2024). Dass die Nominallöhne sich trotzdem relativ stark ent-
wickelt haben, ist vor allem auf den Arbeitsmarkt zurückzufüh-
ren. In fast allen Branchen herrscht ein Mangel an Arbeitskräf-
ten, was erstens dazu führt, dass auch in einer konjunkturell 
eher schwierigen Situation die Arbeitnehmer nicht entlassen 
werden, und andererseits aufgrund der hohen Konkurrenz um 
Arbeitskräfte die Lohnsteigerungen höher ausfallen als in ver-
gleichbaren früheren Perioden. Dies wiederum treibt auch die 
Nachfrage nach Wohnraum an und erklärt, warum trotz hoher 
Mietsteigerungen die Wohnkostenbelastung zumindest im 
Durchschnitt kaum anzieht (Sagner et al., 2020). 

Zu beachten sind dabei auch die regionalen Unterschiede. 
Gerade die Städte entwickeln sich aktuell wirtschaftlich deut-
lich stärker als etwa Regionen, die industriell geprägt sind. 
Insgesamt gibt es eine Verschiebung in Richtung Dienstleis-
tungen, von der gerade Städte profitieren (vgl. Florida, 2014). 
So verzeichnet insbesondere Berlin einen kräftigen Zuwachs 
an Arbeitsplätzen im IT-Sektor (vgl. RWI, 2024). Folgerichtig 
sind damit die Nominallöhne in Berlin seit 2015 mit 3,6 Pro-
zent jährlich auch stärker als in den meisten anderen Bundes-
ländern gestiegen. Insgesamt ziehen die Löhne in städtischen 
Regionen stärker an, was entsprechend auch zu einer stärke-
ren Wohnungsnachfrage beiträgt.

Neben der Einkommensentwicklung ist für die Wohnungs-
nachfrage auch die Einwohnerentwicklung maßgeblich. Beide 
Größen sind natürlich nicht unabhängig voneinander, da zum 
Beispiel Migration stark auf wirtschaftliche Impulse reagiert. 
Insgesamt ist die Bevölkerung in Deutschland nach Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes seit 2015 um etwa 2,5 
Millionen Menschen gestiegen. Die immer wieder erwartete 
Schrumpfung der Bevölkerung aufgrund geringer Geburtenra-
ten ist damit ausgeblieben. Neben der längeren Lebenserwar-
tung trägt vor allem die starke Zuwanderung zur Vergrößerung 
der Bevölkerungszahl bei, allein 2022 lag die Nettozuwande-
rung nach Deutschland bei 1,1 Millionen Menschen. 2022 
und auch 2015 waren dabei geprägt von starken Flüchtlings-
zuwanderungen, doch über den gesamten Zeitraum war die 
Arbeitskräftezuwanderung deutlich wichtiger. Die deutsche 
Wirtschaft ist auf Arbeitskräfte aus dem Ausland angewiesen, 
nach Schätzungen des IAB (Fuchs et al., 2021) bedarf es einer 
jährlichen Zuwanderung von mindestens 400.000 Menschen, 
um das Arbeitsangebot konstant zu halten. Entsprechend in-
tensiv werben Arbeitgeber um Arbeitskräfte im Ausland und 
können dabei zunehmend Erfolge aufweisen, wie etwa die 
Zuwanderung von über 111.000 Menschen aus Indien in den 
letzten vier Jahren belegt (vgl. Geis-Thöne, 2023). 

Auch hierbei gibt es große regionale Unterschiede. Aufgrund 
der wirtschaftlichen Stärke der Städte ist die Arbeitskräf-
tenachfrage dort besonders groß und somit auch die Ein-
wohnerentwicklung. In Berlin ist die Bevölkerung zwischen 
2015 und 2022 (aktuellere Daten liegen noch nicht vor) um 
6,9 Prozent und in Hamburg um 5,8 Prozent gewachsen, im 
Bundesdurchschnitt waren es dagegen nur 2,7 Prozent. Diese 
Entwicklung wird sich mit hoher Wahrscheinlichkeit auch län-
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gerfristig fortsetzen. Nach einer aktuellen Bevölkerungspro-
gnose des IW (Deschermeier, 2024) wird die Einwohnerzahl 
in den meisten Bundesländern auch bis 2040 weiter steigen. 
Abbildung 2-2 zeigt die prognostizierte Entwicklung der Ein-
wohnerzahl für den Zeitraum 2022–2040. Demnach wird die 
Bevölkerungszahl insbesondere in Berlin mit 9,8 Prozent sehr 

stark steigen, aber auch in Hamburg und Bayern ist ein deut-
licher Zuwachs zu erwarten. Insgesamt wird sich die Diffe-
renzierung zwischen den Städten und ihren Umlandregionen 
sowie den ländlicheren Regionen also verstärken, mit entspre-
chenden Konsequenzen für die Mietwohnungsnachfrage. 

Quelle: Deschermeier, 2024

Abbildung 2-2: Prognostizierte Entwicklung der Bevölkerung zwischen 2022 und 2040, in Prozent

2.3.	Entwicklung der Neuvertragsmieten

Die Neuvertragsmieten sind auch in den 2010er Jahren 
deutlich angestiegen, im Mittel der zweiten Hälfte des letz-
ten Jahrzehnts etwa um 4 Prozent. Seit 2022 hat sich die 
Dynamik aber noch einmal verstärkt. Neben dem Bevöl-
kerungswachstum ist dies vor allem auf den Zinsanstieg 
zurückzuführen, denn die gestiegenen Zinsen haben die 
Wohneigentumsbildung für viele Haushalte unerschwinglich 
gemacht (vgl. Sagner, 2023). Dies hat die Nachfrage nach 
Mietwohnungen weiter gesteigert, nicht nur zahlenmäßig, 
sondern auch durch das durchschnittlich höhere Einkom-
men der verhinderten Wohnungskäufer. So sind die Neuver-
tragsmieten im Jahr 2022 um etwa 4,5 Prozent gestiegen, 
im Jahr 2023 sogar um 5,2 Prozent. 

Noch stärker ist die Steigerung der Neuvertragsmieten 
teilweise in den Großstädten und den Umlandgemeinden 
ausgefallen, wie Abbildung 2-3 zeigt. In den sieben größ-
ten deutschen Städten lag die Steigerung zwischen dem 1. 
Quartal 2024 und dem 1. Quartal 2023 sogar bei 7,8 Prozent, 
in den Umlandgemeinden der sieben größten Städte bei 5,1 
Prozent (vgl. Sagner/Voigtländer, 2024). Besonders stark fiel 
die Neuvertragsmietensteigerung dabei in Berlin aus, hier 
lag der Zuwachs sogar bei 13 Prozent. 
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Angesichts der Tatsache, dass die Bautätigkeit im Jahr 2023 
noch auf dem Niveau der Vorjahre war, aber nun 2024 und 
2025 deutlich zurückgehen wird, die Nachfrage aber tenden-
ziell hoch bleibt, sind sogar noch stärkere Steigerungen der 
Neuvertragsmieten zu erwarten. Tatsächlich zeigen auch die 
jüngsten Ergebnisse des IW-Wohnindex (Sagner/Voigtländer, 
2024), dass die Neuvertragsmieten im 1. Quartal 2024 bereits 
stärker zugelegt haben als in den Quartalen zuvor. Schreibt 
man diese Entwicklung fort, würden die Neuvertragsmieten 
bundesweit um gut 6,2 Prozent im Jahr 2024 steigen, in den 
sieben größten Städten sogar um 12,5 Prozent.

Quelle: Sagner/Voigtländer (2024)

Abbildung 2-3: Veränderung der Neuvertragsmieten zwischen dem 1. Quartal 2024 und dem Vorjahresquartal, in Prozent
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In der ökonomischen Theorie werden typischerweise Miet-
preisregulierungen der ersten und zweiten Generation unter-
schieden (Turner/Malpezzi, 2003). Bei Mietpreisregulierungen 
der ersten Generation handelt es sich um einen Mietenstopp 
oder eine Festsetzung von Mieten unterhalb des Marktmie-
ten-niveaus, während bei Mietpreisregulierungen der zweiten 
Generation das Mietpreiswachstum gedämpft wird, etwa 
durch eine Begrenzung der Erhöhung von Mietpreissteigerun-
gen bei Neuvertragsmieten. Insbesondere Modelle der zwei-
ten Generation werden in der ökonomischen Literatur etwas 
wohlwollender behandelt, da sie dem Markt Zeit verschaffen 
können, bis sich das Angebot an einen starken Nachfrage-
schub anpasst. Schließlich braucht die Anpassung der Bautä-
tigkeit immer etwas Zeit, so dass eine starke Nachfrage, zum 
Beispiel aufgrund eines plötzlichen Einwohnerwachstums, zu 
einem sehr starken Mietpreisanstieg führt, der dann aber bei 
entsprechender Bautätigkeit wieder reduziert werden könnte. 
Insofern verschaffen dieser Logik zu Folge Mietpreisregulie-
rungen der zweiten Generation Zeit zur Anpassung. Allerdings, 
sofern die Bautätigkeit sich nicht entsprechend anpasst und 
sofern die Mietpreisregulierung über einen langen Zeitraum 
stattfindet, entwickeln sich Marktmietpreise und regulierte 
Mietpreise ebenso auseinander wie in den Modellen der ers-
ten Generation, mit dann vergleichbaren Folgen. Deutschland 
hat in der jüngeren Vergangenheit sowohl mit Modellen der 
ersten als auch der zweiten Generation experimentiert. Bevor 
nun die Folgen solcher Mietpreisregulierungen diskutiert wer-
den, sollen die wesentliche Ausgestaltung der Mietpreisbrem-
se (ein Modell der zweiten Generation) sowie die des Berliner 
Mietendeckels (erste Generation) skizziert werden.

3.1.	Mietpreisbremse

Die Mietpreisbremse wurde im Jahr 2015 eingeführt, wobei 
die Bundesländer über die Anwendung entscheiden. Das 
grundlegende Regularium der Mietpreisbremse ist im Bür-
gerlichen Gesetzbuch (§ 556d BGB) verankert und basiert 
auf der juristischen Festlegung, dass Mieten in angespann-
ten Wohnungsmärkten „zu Beginn des Mietverhältnisses die 
ortsübliche Vergleichsmiete höchstens um 10 Prozent über-
steigen“ dürfen. Um die Schaffung von Wohnraum sowie 
die Investitionen in Modernisierungen nicht zu unterbinden, 
bilden Neuvermietungen in Neubauten oder grundlegend mo-
dernisierten Wohnungen eine Ausnahme und werden von der 
Mietpreisbremse ausgeschlossen (§ 556f BGB). 

Ein Streitpunkt der Mietpreisbremse ist seit jeher die Frage 
nach den Kriterien für einen angespannten Wohnungsmarkt. 
Im Jahr 2024 findet die Mietpreisbremse in 477 der insgesamt 
11.000 Gemeinden Anwendung, allerdings leben in diesen Ge-
meinden fast 30 Prozent der Bevölkerung (vgl. Kholodilin et al., 
2018). Es sind somit vor allem die großen Städte, in denen die 
Mietpreisbremse gilt. Allerdings gibt es auch Landeshaupt-
städte wie Kiel oder Magdeburg, in denen sie keine Anwen-
dung findet oder im Fall von Kiel erst seit kurzem (Mai 2024). 

Die Kategorisierung als „angespannter Wohnungsmarkt“ wird 
per Rechtsverordnung für die Dauer von maximal fünf Jahren 
erlassen und kann somit bei einer Entspannung der Märkte 
auch wieder entfallen. Eine genauere regionale Aufteilung der 
Gemeinden, in denen die Mietpreisbremse angewendet wird, 
findet sich in Kapitel 6.3.1. 

Neben der Definition angespannter Wohnungsmärkte ist ein 
zweiter Streitpunkt der Mietpreisbremse die Anknüpfung 
an die ortsübliche Vergleichsmiete. Der Gesetzestext gibt 
allenfalls grob vor, wie die ortsübliche Vergleichsmiete der 
jeweiligen Mietverträge bestimmt werden kann. Da eine Voll-
erhebung aller Mietverhältnisse einen zu großen Ressourcen-
aufwand erfordern würde, müssen die Gemeinden versuchen, 
den Mietmarkt auf eine andere Weise abzubilden. Dies tun sie 
durch die Erstellung von Mietspiegeln, die entweder in die Ka-
tegorien ‚einfach‘ oder ‚qualifiziert‘ fallen. Einfache Mietspie-
gel sind „eine Übersicht über die ortsübliche Vergleichsmiete, 
soweit die Übersicht von der Gemeinde oder von Interessen-
vertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt 
oder anerkannt worden ist“ (§ 558c Abs. 2 BGB). Der einfache 
Mietspiegel dient daher vielmehr der Wahrung des Friedens 
zwischen Mietern und Vermietern. So finden Vertreter beider 
Seiten eine Verhandlungslösung. Die Verhandlungslösung ba-
siert somit lediglich auf der Marktkenntnis der Parteien und 
meist nicht auf belastbaren Daten. In der Folge ergeben sich 
nur grobe Einteilungen, was so lange unproblematisch war, 
wie die Mietspiegel nur für Bestandsmieten relevant waren. 

Dagegen sind qualifizierte Mietspiegel nach „anerkannten 
wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt“ (BBSR, 2014), mit 
der Maßgabe, vorgegebene Kriterien zu erfüllen. Hierzu wer-
den zunächst Interviews geführt. Im Anschluss erfolgt auf Ba-
sis der gewonnenen Daten eine Auswertung nach Lage, Qua-
lität der Wohnungsausstattung und nach Objektzustand der 
Immobilie. Aus der Analyse der Daten werden dann typische 
Mieten abgeleitet. Auch wenn diese Methode wissenschaft-
licher ist, ist sie gleichwohl nicht unproblematisch. Ein wichti-
ger Faktor ist etwa die Zusammenstellung der Datenbasis. So 
ist von einigen Mietspiegeln bekannt, dass Mieten kommuna-
ler und genossenschaftlicher Wohnungsgesellschaften über-
proportional häufig berücksichtigt werden. Da diese häufig 
günstiger sind als die bei anderen Anbietern, entstehen hier-
durch jedoch Verzerrungen (vgl. Sebastian/Lerbs, 2015). Hin-
zu kommt, dass der Betrachtungszeitraum der Mietspiegel 
seit Einführung der Mietpreisbremse zum Politikum wurde. 
So galt bis 2020 ein Betrachtungszeitraum von vier Jahren, 
seitdem sind es nun sechs Jahre. Da länger zurückliegende 
Mieten in der Regel niedriger sind, entfernt sich somit die 
Mietspiegelmiete von der Marktmiete. Laut dem Koalitions-
vertrag soll der Betrachtungszeitraum noch einmal auf sieben 
Jahre erweitert werden, im Wahlprogramm der Partei Bünd-
nis 90/Die Grünen wurden sogar 20 Jahre gefordert. Auch 
andere Einschränkungen bei Bestandsmietenentwicklungen, 
wie etwa diskutierte Beschränkungen bei Indexmieten, haben 
Auswirkungen auf die Mietpreisbremse. Generell gilt, dass die 
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Mietpreisbremse umso strikter und restriktiver wirkt, je mehr 
sich Marktmieten und ortsübliche Vergleichsmiete voneinan-
der entfernen. Abbildung 3-1 zeigt für den Zeitraum 2005 bis 

2021, wie sich der Median der Marktmieten und ortsüblichen 
Vergleichsmieten im Durchschnitt der größten 50 Städte von-
einander entfernt haben.

Quelle: Sagner/Voigtländer (2024)

Abbildung 3-1: Median der Marktmieten und Bestandsmieten in den größten 50 Städten, in Euro je m²

3.2.	Berliner Mietendeckel

Das Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in 
Berlin (MietenWoG Bln), das informell als Berliner Mietende-
ckel bekannt ist, wurde am 23. Februar 2020 eingeführt und 
mit Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 25. März 
2021 für nichtig erklärt, da es nicht mit dem Grundgesetz ver-
einbar war. Während seiner Gültigkeit führte das Gesetz in 
einer ersten Stufe zu einem Mietenstopp und in einer zweiten 
Stufe zu einer Mietenabsenkung in Bestandsmietverträgen. 
Das Gesetz definierte feste Mietobergrenzen, die mitunter 
deutlich unter den marktüblichen Neuvertragsmieten in Berlin 
lagen. Diese Regelung galt grundsätzlich für alle Mietwohnun-
gen in Berlin. Vom Gesetz explizit ausgenommen waren Woh-
nungen, die nach dem Jahr 2013 zum ersten Mal bezugsfertig 
wurden, Wohnungen in Wohnheimen, Sozialwohnungen und 
Trägerwohnungen. 

Die Höhe der gesetzlichen Miete hing vom Baujahr und Aus-
stattungsstandard der Wohnung ab. Die gesetzliche Miete 
reichte von 3,92 Euro pro Quadratmeter und Monat für eine 
Wohnung ohne Zentralheizung und eigenes Bad, die vor 
1918 gebaut wurde und 9,80 für eine Wohnung, die zwischen 
2003 und 2013 errichtet wurde. Diese Mietpreise wurden auf 
der Grundlage des Berliner Mietspiegels 2013 ermittelt, der 
um die Entwicklung der Reallöhne korrigiert wurde. Ausnah-
meregelungen erlaubten eine höhere Miete als die Grund-
miete, wenn die Wohnung zum Beispiel als „modern ausge-

stattet“ galt. Dann konnte ein Zuschlag von einem Euro pro 
Quadratmeter und Monat verlangt werden. Nach dem 23. 
Februar 2020 durften neue Mieten die jeweiligen Mietober-
grenzen nicht überschreiten.

Der Berliner Mietendeckel ist eine besonders starke Miet-
preisregulierung, insbesondere aufgrund der erzwungenen 
Mietpreisabsenkung. In Berlin waren die Auswirkungen ent-
sprechend drastisch. Zwar sanken die Neuvertragsmieten, 
aber das Mietwohnungsangebot ist auch um bis zu 50 Pro-
zent zurückgegangen (vgl. Sagner/Voigtländer, 2021). Wie 
ein bundesweiter Mietendeckel wirken würde, wird in Kapitel 
6 diskutiert. 
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4. Internationale Erfahrungen mit  
Mietpreisregulierungen
Mietpreisregulierungen haben eine lange Historie, in der Neu-
zeit wurden sie bereits vor über 100 Jahren in Städten ein-
gesetzt, insbesondere als die Städte infolge der Industriali-
sierung schnell wuchsen und nach den Weltkriegen, als ein 
aufgrund der Zerstörungen zu kleines Angebot auf eine große 
Nachfrage traf. Die verschiedenen Mietpreisregulierungen 
seit den 1960er Jahren sind auch empirisch gut untersucht, 
Kholodilin (2024) gibt hierzu einen umfassenden Überblick, 
auf den auch im Folgenden teilweise Bezug genommen wird. 

Mietpreisregulierungen werden zwar sehr unterschiedlich ge-
staltet, zielen aber grundsätzlich darauf ab, die Mieten unter 
das Marktmietenniveau zu drücken, entweder für den Ge-
samtmarkt oder einen Teil des Marktes. Weiterhin kann fest-
gehalten werden, dass der Effekt umso stärker wirkt, je länger 
die Mieten reguliert sind und je größer der Abstand zwischen 
der regulierten Miete und der Marktmiete ausfällt. Dass die 
negativen Effekte von Mietpreisregulierungen der zweiten 
Generationen, also solchen, die den Zuwachs begrenzen, ge-
ringer ausfällt, ist vor allem auf die Kürze der Regulierungen 
und den geringen Abstand zur Marktmiete zurückzuführen. 
Die Effekte lassen sich des Weiteren wie folgt unterteilen: 
Effekte auf Mietpreise und Wohnungspreise, Effekte auf das 
Angebot, Effekte auf die Qualität der Wohnungen und auf den 
Mismatch im Markt.

4.1.	Effekte auf Mietpreise und  
Wohnungspreise 

Mietpreisbegrenzungen führen zu niedrigeren Mieten im regu-
lierten Segment und steigenden Mieten im nicht regulierten 
Segment.

Ein wesentliches Ziel von Mietpreisregulierungen ist es, den 
Mietenanstieg zu begrenzen oder sogar das Mietenniveau zu 
reduzieren. Wenig überraschend lässt sich empirisch auch 
nachweisen, dass es diesen Effekt gibt. Nach Kholodilin (2024) 
zeigen 53 von 60 Studien, dass die Mietpreisregulierungen die 
Mieten negativ beeinflussen, diese also geringer sind als ohne 
die Regulierung. Sagner und Voigtländer (2023b) können die-
sen Effekt auch für den Berliner Mietendeckel nachweisen, 
demnach sind die Neuvertragsmieten um 10 Prozent gesun-
ken. Dies gilt allerdings immer nur für die regulierten Mieten. 
Oftmals werden explizit bestimmte Objekte von der Regulie-
rung ausgenommen. So gilt die Mietpreisbremse in Deutsch-
land nur für angespannte Wohnungsmärkte. Darüber hinaus 
werden, um negative Effekte auf den Wohnungsbau zu ver-
meiden, Neubauten ausgeklammert. In anderen Ländern gilt 
die Regulierung dagegen nur für größere Vermieter, wie etwa 
in New York, wo nur Vermieter mit mehr als sechs Wohnun-
gen betroffen sind. Die Effekte auf die nichtbetroffenen Mie-
ten sind dabei empirisch relativ eindeutig. Von 20 Studien, die 
diese Auswirkungen untersuchen, zeigen 17 steigende Mieten 

für den unregulierten Markt an, nur eine zeigt einen negati-
ven Effekt. Ursächlich hierfür ist, dass die niedrigeren regu-
lierten Mieten die Nachfrage nach Wohnraum steigern. Zum 
einen ziehen die niedrigeren Mieten Menschen an, die bisher 
auf das Umland ausgewichen sind, nun aber versuchen, eine 
Wohnung in der Stadt zu bekommen. Auch junge Menschen, 
die bislang etwa bei den Eltern wohnen, versuchen angesichts 
niedriger Mieten eine Wohnung zu bekommen. Darüber hin-
aus führt der niedrigere regulierte Mietpreis auch dazu, dass 
Haushalte generell größere Flächen nachfragen. Dieser Zu-
satznachfrage steht aber kein größeres, sondern ein eher klei-
neres Angebot gegenüber (siehe Kap. 4.2.). Die Folge ist, dass 
der Wettbewerb um Wohnungen noch intensiver wird und die 
Wahrscheinlichkeit, eine Wohnung zu bekommen, sinkt. Die-
se Situation führt dazu, dass mehr Haushalte auf den unre-
gulierten Markt ausweichen, und etwa vermehrt Neubauwoh-
nungen nachfragen, was dann in diesem Segment zu höheren 
Mietpreisen führt.

Diese Effekte spiegeln sich bei den Preisen. Die Kaufpreise 
von Wohnungen mit regulierten Mietpreisen sinken oft deut-
lich, zumal die Mieter häufig auch einen besonderen Schutz 
genießen. Allerdings ist der Kaufpreis zumeist dennoch at-
traktiver als der Wert der diskontierten Mieten, insbesondere 
wenn ein Verkauf an Selbstnutzer erfolgt. Schließlich orien-
tieren sich die Selbstnutzer nach wie vor an den Knappheits-
verhältnissen und sie sind als Selbstnutzer von den Regulie-
rungen nicht betroffen. Die Preise von unregulierten Objekten 
steigen dagegen stärker an. 

4.2.	Effekte auf das Mietwohnungsangebot

Mietpreisregulierungen reduzieren das Angebot im Mietwoh-
nungsmarkt durch unterschiedliche Ausweichreaktionen er-
heblich.

Der Berliner Mietendeckel hat zu einer Reduktion der Mieten 
geführt, noch stärker war aber der Effekt auf das Mietenan-
gebot: Die Zahl der inserierten Wohnungen ist aufgrund der 
Regulierung um rund 50 Prozent zurückgegangen. Dieser 
Effekt war sicherlich besonders stark, weil viele Vermieter 
damit gerechnet hatten, dass die Regulierung wahrscheinlich 
nicht lange Bestand haben würde und daher die Wohnungen 
lieber haben leer stehen lassen, doch auch in anderen Fällen 
von Mietpreisregulierungen gab es einen starken Effekt auf 
das Mietwohnungsangebot. Wie bereits ausgeführt wurde, 
ist der Verkauf an Selbstnutzer oft die beste Lösung für Ver-
mieter, die von Mietpreisregulierungen betroffen sind. Zwar 
ist davon auszugehen, dass die Preise nicht so hoch sind 
wie ohne die Mietpreisregulierung, da einige Käufergruppen, 
wie etwa andere Kapitalanleger, ausfallen, aber dennoch wird 
die Knappheit an Wohnraum dazu beitragen, dass der er-
zielte Preis höher ist als der Barwert der regulierten Mieten. 
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Die südeuropäischen Länder mit Wohneigentumsquoten von 
mehr als 70 Prozent sind gute Beispiele dafür, wie restriktive 
Mietpreisregulierungen den Mietwohnungsmarkt verkleinern 
und die Wohneigentumsquote nach oben treiben (vgl. Voigt-
länder, 2009). Die Mietpreisregulierung in Spanien war dabei 
in der Vergangenheit besonders drastisch. Bei Verträgen von 
vor 1964 durften die Mieten erst seit 1994 erhöht werden. 
Da in Spanien die Mietverträge an zwei Generationen weiter-
vererbt werden konnten, hatten die Vermieter daher oftmals 
keine Möglichkeit, aus der Immobilie einen wirtschaftlichen 
Nutzen zu ziehen. Darüber hinaus durften die Kosten für die 
Instandsetzung und Modernisierung lange Zeit nicht auf die 
Mieter überwälzt werden. In der Folge verfielen mehr und 
mehr Wohnimmobilien, bis sie schließlich vom Markt genom-
men oder von Selbstnutzern gekauft wurden. Erst mit dem so 
genannten Boyer-Dekret aus dem Jahr 1985 ist der spanische 
Mietwohnungsmarkt stärker liberalisiert worden, wobei es 
gleichwohl noch viele Sonderregelungen gibt. 

Allerdings bestehen auch andere Möglichkeiten, wie sich der 
Mietwohnungsmarkt verkleinern kann. Schließlich werden 
Vermieter aktiv nach Umgehungen suchen. Bekannt ist etwa, 
dass die „fair rent“-Regel im Vereinigten Königreich zu einem 
massiven Anstieg von möblierten Mietwohnungsangeboten 
geführt hat (Donner, 2000). Nachdem die Mieten bis 1957 
eingefroren waren und danach zunächst schrittweise frei-
gegeben wurden, führte die Labour-Regierung im Jahr 1965 
das System der „fair rents“ ein. Hiernach sollten die Mieten 
von unabhängigen „rent officers“, die in der Regel keine Fach-
ausbildung hatten, so bestimmt werden, als wenn auf dem 
Mietwohnungsmarkt keine Knappheiten vorliegen würden. 
Die Folge war, dass die Mieten im Jahr 1981 54 Prozent un-
ter dem Marktpreisniveau lagen (Coleman, 1988). Von 1970 
bis 1986 stiegen die „fair rents“ um 18 Prozent langsamer 
als die Verbraucherpreise. Die Mietpreisrestriktionen galten 
aber zunächst nur für unmöblierte Wohnungen, erst im Jahr 
1974 wurden auch möblierte Wohnungen in die Regelungen 
miteinbezogen. Viele Vermieter versuchten, ihre Wohnungen 
daher möbliert zu vermieten oder die Wohnungen als Ferien-
wohnungen zu deklarieren, um den Restriktionen zu entge-
hen. Dass sie dabei sehr erfolgreich waren, zeigt die Tatsa-
che, dass 1980, als die Regelungen für möblierte Wohnungen 
wieder aufgegeben wurden, der Anteil der Ferienwohnungen 
und möblierten Zimmer an allen bestehenden Mietverträgen 
einen Wert von etwa 50 Prozent aufwies.

4.3.	Effekte auf die Qualität des  
Mietwohnungsangebots

Mietpreisregulierungen nehmen Anreize für Sanierungen 
und führen langfristig zu einer erheblichen qualitativen Ver-
schlechterung des Mietwohnungsangebotes.

Einer der sichtbarsten Effekte von Mietpreisregulierungen ist 
der auf die Qualität des Mietwohnungsbestands. Aufgrund der 
Vermietung unterhalb des Marktniveaus entsteht eine Über-
schussnachfrage nach Mietwohnungen, die zu einer starken 
Konkurrenz der Mieter um die Wohnungen führt. Aus Sicht der 
Vermieter bedeutet dies, dass es faktisch keine Anreize mehr 

gibt, die Wohnungsqualität zu verbessern, da die Vermietung 
– aufgrund des administrierten Mietpreises – auch so erfolgt. 
Über die Zeit kann sich aufgrund unterlassener Investitionen 
die Qualität der Wohnungen an das durch die Mietpreisregu-
lierung vorgegebene Mietpreisniveau anpassen. Gerade in den 
südeuropäischen Ländern lassen sich die Folgen besonders 
gut nachvollziehen. In Lissabon etwa, wo über Jahrzehnte 
strikte Mietpreisregulierungen galten, verfielen viele Wohnge-
bäude im Zentrum aufgrund fehlender Instandsetzungen und 
Modernisierungen, ähnliches war auch in Barcelona zu beob-
achten. Erst durch das Aufkommen von Airbnb und der Mög-
lichkeit, die Mietpreisregulierung zu umgehen, wurde wieder 
massiv in die Bestände investiert – allerdings mit der Konse-
quenz, dass bis zu 40 Prozent der Lissaboner Innenstadt nur 
noch an Touristen vermietet wurde (Peralta et. al., 2020).

Der Umfang des Effekts hängt natürlich von der genauen 
Ausgestaltung der Regelung ab. So setzt die Mietpreisbrem-
se durchaus Anreize zu energetischen Modernisierungen, 
da auf diese Weise die Miete über die durch die ortsübliche 
Vergleichsmiete vorgegebenen Grenzen erhöht werden kann. 
Allerdings kann die Miete anschließend nicht mehr erhöht 
werden und aufgrund der Regulierungen der Modernisie-
rungsumlage sind die Anreize deutlich kleiner geworden. 

Wie schnell eine Mietregulierung aber Anreize zu Sanierungen 
nehmen kann, zeigte das Beispiel des Berliner Mietendeckels. 
In einer Befragung des IW von privaten Vermietern in Berlin 
gaben 52 Prozent an, dass der Berliner Mietendeckel Anrei-
ze für allgemeine Investitionen erheblich mindert (Sagner/
Voigtländer, 2021). 59 Prozent der befragten Vermieter gaben 
sogar an, dass der Anreiz zu größeren Investitionen, wozu 
unter anderem energetische Sanierungen gehören, erheblich 
gemindert wird. 

Besonders problematisch sind die fehlenden Anreize zu Sa-
nierungen mit Blick auf die Klimaschutzziele. Bis 2045 soll der 
Gebäudebestand klimaneutral sein. Der Gebäudesektor ist für 
die Erreichung der Klimaschutzziele zentral, schließlich be-
ruhen rund 36 Prozent der Kohlendioxid-Emissionen auf der 
Beheizung, Warmwasseraufbereitung und Klimatisierung des 
Gebäudebestands. Zur Erreichung der gesetzten Ziele muss 
der Kohlendioxid-Ausstoß im Gebäudesektor in den nächsten 
sieben Jahren um 38,3 Prozent reduziert werden. Es bedarf 
daher einer erheblichen Ausweitung der Investitionen in den 
Gebäudebestand. 

Nach der Meta-Studie von Luderer et al. (2021) müsste die 
Sanierungsrate bis 2030 auf 1,5 bis 2,0 Prozent des Gebäu-
debestands ansteigen, dies entspricht einer Steigerung der 
aktuellen Sanierungsquote um 50 bis 100 Prozent. Die Sanie-
rungsquote gibt an, welcher Anteil des Gebäudebestands voll-
umfänglich saniert wird (Vollmodernisierungs-Äquivalent). 
Wie Daten des DIW zeigen, sind die energetischen Investi-
tionen aber zumindest in realen Größen seit 2011 rückläufig 
(Gornig/Klarhöfer, 2023). Zwar sind die Investitionen in den 
energetischen Zustand im Wohnungsbestand zwischen 2011 
und 2022 von 34 Milliarden Euro auf 48 Milliarden Euro gestie-
gen, in realen Größen entspricht dies aber einem Rückgang 
um 13 Prozent. Geht man von diesen Werten aus, müssten 
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die jährlichen Investitionen in die energetische Sanierung im 
Wohnungsbau auf 72 bis 96 Milliarden Euro ansteigen. Diese 
Summen zu erreichen ist ambitioniert, unter den Bedingun-
gen einer restriktiven Mietenpolitik aber völlig unmöglich.

4.4.	Mismatch im Wohnungsmarkt

Mietpreisregulierungen nehmen Anreize für den Umzug in 
eine besser passende Wohnung, wodurch insgesamt die Mo-
bilität im Wohnungsmarkt abnimmt und insbesondere für jun-
ge Haushalte und Familien der Zugang zum Wohnungsmarkt 
erschwert wird.

Ein weiterer typischer Effekt von Mietpreisregulierungen ist 
der Anstieg der Fehlallokation im Wohnungsmarkt. Damit ist 
gemeint, dass Haushalte den Wohnraum nicht mehr wech-
seln, wenn sich beispielsweise ihre Haushaltsgröße ändert, 
sondern sie in den Wohnungen verbleiben. Folglich nimmt 
die Mobilität im Wohnungsmarkt ab. Der Grund dafür ist die 
höhere Konkurrenz im Wohnungsmarkt, die den Wechsel von 
Wohnungen grundsätzlich erschwert. Schließlich ist die Nach-
frage um die mietpreisgebundenen Wohnungen extrem hoch, 
weshalb die Chance, eine dieser Wohnungen zu bekommen, 
nur gering ist. Oder aber es werden vor allem Wohnungen im 
freien Markt verfügbar, die dann gegenüber der mietpreis-
gebundenen Wohnung sehr viel teurer sind. Typischerweise 
verweilen vor allem ältere Haushalte in ihren Wohnungen und 
ziehen nicht um, auch wenn die Kinder zum Beispiel das Haus 
verlassen. Besonders betroffen sind hiervon junge Haushalte, 
die eine größere Wohnung brauchen. Kholodilin (2024) listet 
in seiner Forschungsarbeit 26 Studien auf, die die Effekte von 
Mietpreisregulierungen auf die Mobilität untersuchen – und 
alle Studien belegen diesen negativen Effekt, nur zwei davon 
weisen einen insignifikanten Einfluss nach.

Die Effekte einer geringeren Mobilität lassen sich auch im 
deutschen Wohnungsmarkt nachweisen (vgl. Sagner/Voigt-
länder, 2023a), denn in Deutschland werden die Bestands-

mieten in besonderer Weise reguliert. Steigerungen der 
Mieten sind oft nur bis zur Höhe der ortsüblichen Vergleichs-
miete möglich, die aber oft unter der Marktmiete liegt, wes-
halb mehr Haushalte in sehr großzügigen Wohnungen leben. 
Annahmegemäß sind dies im Folgenden Haushalte, in denen 
die Zahl der Zimmer die Zahl der Haushaltsmitglieder um 
drei und mehr überschreitet – also etwa der Single-Haushalt 
in einer 4-Zimmer-Wohnung. Dies gilt in den Großstädten für 
6 Prozent der Mieterhaushalte. Allerdings kann die Wahl ei-
ner großen Wohnung auch präferenzgerecht sein, etwa weil 
häufig Gäste empfangen werden. Insbesondere ältere Haus-
halte, in denen der Haushaltsvorstand 70 Jahre oder älter 
ist, leben zu 9 Prozent in sehr großzügigen Wohnungen. Dies 
dürfte im Wesentlichen auf den sogenannten Remanenzef-
fekt zurückzuführen sein, wonach Haushalte oft auch dann 
nicht umziehen, wenn die Kinder ausziehen oder der Partner 
verstirbt. Auffällig ist, dass die Quote der großzügig belegten 
Wohnungen zwischen 1995 und 2010 kontinuierlich gestie-
gen ist, dann gesunken und seit 2017 wieder kräftiger steigt. 
Gerade im Zeitraum 1995 bis 2010 war der Wohnungsmarkt 
aufgrund der geschaffenen Überkapazitäten im Wohnungs-
bau eher entspannt, weshalb sich viele Mieter auch sehr gro-
ße Wohnungen leisten konnten. Seitdem die Preise auf den 
Mietwohnungsmärkten erneut anziehen, reduziert sich die 
Nachfrage nach großen Wohnungen wieder. Ursächlich für 
den starken Anstieg seit 2017 dürfte paradoxerweise den-
noch die noch stärkere Anspannung im Markt sein. Zwar 
setzen die hohen Neuvertragsmieten Anreize, eher kleine-
re Wohnungen anzumieten, bei Bestandsmietern in großen 
Wohnungen wirkt aber der zunehmende Unterschied zwi-
schen den Bestands- und Neuvertragsmieten in die andere 
Richtung, sprich ein Verbleib in einer eigentlich zu großen 
Wohnung ist günstiger. Gerade in anziehenden Märkten 
steigt der Unterschied deutlich an, da sich die Bestandsmie-
ten aufgrund restriktiverer Regulierung deutlich langsamer 
entwickeln als die Neuvertragsmieten. Kühling et al. (2021) 
haben daher schon gefordert, die Bestandsmieten an das 
Marktniveau anzugleichen, damit Anreize gesetzt werden, 
passendere Wohnungen anzumieten.

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft

Abbildung 4-1: Mieter-Haushalte in sehr großzügigen Wohnverhältnissen in Großstädte 
Großzügiges Wohnverhältnis: Zahl der Haushaltsmitglieder <= Raumzahl +3
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Während in Kapitel 4 die Effizienzverluste durch Mietpreisre-
gulierungen im Vordergrund standen, werden in diesem Kapi-
tel die Verteilungswirkungen diskutiert. Das Ziel von Mietpreis-
regulierungen besteht darin, vor allem einkommensschwache 
Mieter zu entlasten und eine Umverteilung von Vermietern zu 
Mietern zu initiieren. Inwiefern dies gelingt und auch sinnvoll 
ist, wird in den folgenden beiden Abschnitten erörtert. 

5.1.	Umverteilung zugunsten einkommens-
schwacher Mieter

Mietpreisregulierungen sollen in erster Linie einkommens-
schwachen Haushalten zugutekommen, die sich aufgrund 
der Marktmieten scheinbar eine angemessene Wohnung 
nicht leisten können. Ob aber wirklich einkommensärmere 
Haushalte von der Mietpreisregulierung profitieren, kann be-
zweifelt werden. Erstens wurde in Kapitel 4.2. schon ausge-
führt, dass aufgrund der Mietpreisregulierung die Konkurrenz 
im Mietwohnungsmarkt deutlich zunimmt. Vermieter haben 
damit eine höhere Auswahl bei der Belegung einer Mietwoh-
nung und könnten sich dann eher für Haushalte mit höheren 
Einkommen entscheiden, um zumindest den Zahlungsstrom 
zu sichern. Zusätzlich könnten sie solche Haushalte wählen, 
die zum Beispiel als besonders ruhig gelten, also etwa ältere 
und kinderlose Haushalte. Zweitens wurde bereits ausge-
führt, dass die Mietpreisregulierung vor allem solche Haus-
halte begünstigt, die lange in ihrer Mietwohnung leben. Dies 
sind in der Regel ältere Haushalte, die ihren Arbeitsplatz nicht 
mehr wechseln. Das Alter ist aber nicht notwendigerweise mit 
dem Einkommen korreliert. Denkt man an Studierende oder 
Auszubildende, ist davon auszugehen, dass gerade diese 
Haushalte kaum von der Mietpreisregulierung profitieren, da 
sie relativ häufig umziehen – und somit eher unter der Ver-
knappung des Angebots leiden. 

Zu beachten ist auch, dass Mietpreisregulierungen wie der 
Berliner Mietendeckel besonders stark dort wirken, wo bis-
lang sehr hohe Mieten gezahlt wurden (vgl. Sagner/Voigtlän-
der, 2023b). In Berlin-Mitte, Friedrichshain und Charlottenburg 
waren die Mieten deutlich weiter von der vorgegebenen Refe-
renzmiete entfernt als in Marzahn oder Spandau. In den erst-
genannten Stadtvierteln dürften aber deutlich mehr Haushal-
te mit höheren Einkommen leben als in den letztgenannten. 
Entsprechend dürfte die Maßnahme auch sozialpolitisch 
kaum treffsicher gewesen sein.

Um die Verteilungseffekte empirisch vollständig zu erfassen, 
bedarf es kleinräumiger Mikrodaten, bei denen sowohl die 
Mieten als auch die Einkommenssituation und die weiteren 
sozio-demografischen Merkmale erfasst werden. Solche 
Daten stehen aber in der Regel nicht zur Verfügung. Eine der 
wenigen Studien, die solche Daten nutzen konnte, ist die Stu-
die von Donner und Kopsch (2021) für Stockholm. Sie können 
darin die regressive Wirkung der Mietpreisregulierungen em-

pirisch fundieren. Personen, die mietkontrollierte Wohnungen 
bewohnen, haben ein Einkommen, das im Durchschnitt 30 
Prozent über dem Durchschnitt des Stadtgebiets liegt. Inner-
halb dieser Gruppe stellen sie fest, dass die größten Vortei-
le aus der Mietpreisregulierung ältere Mieter mit wesentlich 
höheren Einkommen erzielen. In den am stärksten subven-
tionierten Wohnungen waren die Mieter im Durchschnitt 13 
Jahre älter als in den am wenigsten subventionierten Woh-
nungen. Im Durchschnitt erhielten Mieter im höchsten Jah-
reseinkommensquantil monatliche Mietzuschüsse, die mo-
natlich 120 US-Dollar höher waren als Mieter im niedrigsten 
Einkommensquantil.

Mit der Zeit dürfte die Treffsicherheit der Mietpreisregulierun-
gen allerdings steigen, da mit der Reduktion der Instandset-
zungen und Modernisierungen die Qualität der Wohnungen 
abnimmt. Dann ziehen Haushalte mit höheren Einkommen 
aus und wechseln in Eigentumswohnungen oder freifinan-
zierte Wohnungen. Aufgrund der schlechten Qualität bleiben 
nur noch die Haushalte in den Wohnungen, die keine Alterna-
tiven haben. Dies führt dann in der Regel zu einer Segregation, 
die aber gerade verhindert werden sollte (vgl. Glaeser, 2003). 

5.2.	Umverteilung zulasten von Vermietern

Mietpreisregulierungen liegt zumindest die implizite Vermu-
tung zugrunde, dass Vermieter von Marktknappheiten beson-
ders profitieren und ihre daher höheren Einkommen zu den 
Mietern umverteilt werden sollten. Tatsächlich ist dies aber 
keineswegs eindeutig, zumal die Struktur der Anbieter im Woh-
nungsmarkt sehr heterogen ist. Bundesweit entfallen rund 60 
Prozent der Mietwohnungen auf private Kleinvermieter, der 
Rest auf private Wohnungsunternehmen, Genossenschaften 
und kommunale Wohnungsunternehmen. Nach Voigtländer 
und Sagner (2019) sind auch in den Großstädten mit 500.000 
Einwohnern die privaten Eigentümer mit 48 Prozent die größ-
te Anbietergruppe. Hierauf folgen die Genossenschaften mit 
24 Prozent und die privaten Wohnungsunternehmen mit 17 
Prozent. 9 Prozent der Wohnungen werden von kommunalen 
Wohnungsgesellschaften angeboten, gemeinnützige Organi-
sationen spielen mit 3 Prozent nur eine geringe Rolle.

Da Mietpreisregulierungen in der Regel alle Vermieter treffen, 
sind hiervon auch kommunale Wohnungsgesellschaften oder 
Genossenschaften betroffen. Die Erfahrungen rund um den 
Berliner Mietendeckel zeigten, dass diese Unternehmen auf-
grund der Regulierungen oftmals nicht mehr in der Lage wa-
ren, Bestände zu modernisieren oder neu zu bauen – obwohl 
gerade diese Unternehmen als besonders wichtig für bezahl-
bare Mieten gelten (Croye, 2020).

Besonders relevant ist aber auch, dass die privaten Vermieter 
sich sehr unterscheiden, was zum Beispiel an den Einnahmen 
erkennbar ist. Die Einnahmen der privaten Vermieter richten 
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sich nach der Anzahl der vermieteten Immobilien sowie der 
jeweiligen Miethöhe. Vom Zahlungsstrom abzuziehen sind 
anfallende Kosten für Sanierungs- oder Instandhaltungsarbei-
ten. Die Differenz stellt den Nettozahlungsstrom, allerdings 

vor Steuern, dar. Die Verteilung der Einnahmen aus Vermie-
tung und Verpachtung im Jahr 2020 ist Abbildung 5-1 zu ent-
nehmen. 

Quellen: SOEP v38; eigene Berechnungen

Abbildung 5-1: Verteilung der Einkommen privater Vermieter aus Vermietung und Verpachtung im Jahr 2020

Die Verteilung der Einnahmen unterscheidet sich zwischen 
Groß-, Mittel- und Kleinstädten nur leicht, die größten Unter-
schiede zeigen sich bei den geringsten und bei den höchsten 
Einkommen. In kleineren Gemeinden ist der Anteil der Vermie-
ter mit geringeren Einkommen etwas höher als in Großstäd-
ten, während in Großstädten der Anteil der privaten Vermieter 
mit höheren Einkommen größer ist. 

Insgesamt nur 13 Prozent der Vermieter in Großstädten er-
halten Mieteinnahmen von mehr als 20.000 Euro im Jahr, bun-
desweit liegt die Quote bei nur 11 Prozent. Zwar wird die Zahl 
der vermieteten Einheiten in den Daten nicht erhoben, jedoch 
ist anzunehmen, dass bei einem Jahreseinkommen aus Ver-
mietung von unter 20.000 Euro nur wenige Einheiten vermie-
tet werden. Käme es in einer dieser vermieteten Einheiten zu 
Ausfällen im Zahlungsstrom, würde sich dies unmittelbar in 
einem nahezu vollständigen Zahlungsausfall niederschlagen. 
Das könnte zur Folge haben, dass nicht genug finanzielle Mit-
tel für Sanierungsarbeiten an den vermieteten Objekten üb-
rigblieben und Investitionen zurückgestellt werden oder ganz 
ausbleiben müssten. 

Schließlich ist auch zu beachten, wie sich die Haushalte mit 
Einnahmen aus Miete und Pacht in die Verteilung aller priva-
ten Haushalte hinsichtlich ihres Einkommens einordnen. Da-
bei werden die privaten Haushalte entlang ihrer monatlichen 
Nettoäquivalenzeinkommen in fünf gleich große Gruppen 
geteilt. Im ersten Quintil finden sich die 20 Prozent der ein-
kommensschwächsten Haushalte, im fünften Quintil diejeni-
gen mit den höchsten Einkommen. Im Jahr 2020 gehörten 42 
Prozent der privaten Vermieter zu den 20 Prozent der einkom-
mensstärksten Haushalte, rund ein Viertel waren Teil des vier-
ten Quintils. Die Haushalte mit Mieteinnahmen ordnen sich 
somit in der Regel unter den besserverdienenden Haushalten 
ein. Ein nicht unerheblicher Anteil der privaten Vermieter ge-
hört jedoch auch zu den weniger einkommensstarken Haus-
halten: 16 Prozent sind Teil des dritten Einkommensquintils, 
11 Prozent sind Teil des zweiten und 8 Prozent gehören zu 
den einkommensschwächsten 20 Prozent der Haushalte in 
Deutschland. Abbildung 5-2 zeigt, dass die Entwicklung die-
ser Verteilung in den vergangenen Jahren weitgehend stabil 
blieb, wobei es insbesondere in den unteren Einkommens-
gruppen leichte Zuwächse gab. Insofern treffen Mietpreisre-
gulierungen immer auch Haushalte, die vom Gedanken her 
von der Soziallpolitik adressiert werden würden.
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Quellen: SOEP v38; eigene Berechnungen

Abbildung 5-2: Verteilung der Vermieter hinsichtlich ihrer monatlichen Nettoäquivalenzeinkommen
relativ zu allen Haushalten, in Prozent im Jahr 2020
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6. Bestimmung empirisch-quantitativer  
(angebotsseitiger) Auswirkungen des  
Berliner Mietendeckels
In den bisherigen Kapiteln wurden die typischen Effekte von 
Mietpreisregulierungen diskutiert und anhand der vorhan-
denen Literatur empirisch fundiert. In diesem Kapitel soll 
noch einmal konkreter auf den Berliner Mietendeckel einge-
gangen werden. Zum einen soll auf Basis der nun längeren 
Zeitreihen der Effekt der temporären Regulierung aufge-
zeigt werden, wobei auf das Papier von Sagner und Voigt-
länder (2023b) aufgesetzt wird. Zum anderen sollen diese 
Ergebnisse auf Deutschland beziehungsweise die übrigen 
angespannten Märkte übertragen werden. Dies soll zur Ver-
sachlichung einer Diskussion um etwaige neue Mietpreisre-
gulierungen beitragen.

6.1. Methodische Vorbemerkungen

Nicht-technische Zusammenfassung der 
Identifikationsstrategie

Um die Auswirkungen des Mietendeckels auf die betreffen-
den Wohnungen zu bewerten, wird eine Differenzin-Differen-
zen-(Diff-in-Diff-)Methode verwendet (vgl. Sagner/Voigtlän-
der, 2023b). Diese Methode vergleicht die Mietentwicklung in 
regulierten mit der Entwicklung in nicht regulierten Märkten. 
Die Grundidee dabei ist, dass sich die Mieten in beiden Märk-
ten ohne Eingriff identisch entwickelt hätten. Der Effekt des 
Mietendeckels wird somit als Differenz zwischen den Mietver-
änderungen vor und nach der Einführung der Regulierung in 
beiden Gruppen berechnet.

Die Berliner-Mietendeckel-Gesetzgebung betrifft nur be-
stimmte Wohnungen in Berlin, was zwei mögliche Ansätze 
für die Bildung von Behandlungs- und Kontrollgruppen im 
Diff-in-Diff-Rahmen bietet. Eine Möglichkeit ist, vom Mieten-
deckel betroffene Wohnungen in Berlin (Behandlungsgrup-
pe) mit Wohnungen in anderen Städten zu vergleichen, die 
in Berlin vom Mietendeckel betroffen wären (Kontrollgrup-
pe). Das ursprüngliche Papier nutzte sechs Städte als Kon-
trollgruppe (Sagner/Voigtländer, 2023b), während in dieser 
Analyse neun Städte einbezogen werden, um eine breitere 
Vergleichsbasis zu schaffen. Diese Städte setzen sich aus 
den nach Berlin größten Städten Deutschlands zusammen. 
Eine andere Möglichkeit besteht darin, nur Daten innerhalb 
Berlins zu verwenden, wobei die Behandlungsgruppe aus 
betroffenen und die Kontrollgruppe aus nicht betroffenen 
Wohnungen besteht.

Beide Ansätze haben potenzielle Endogenitätsprobleme. Um 
diese zu überwinden, wird zusätzlich zu den beiden mög-
lichen Diff-in-Diff-Ansätzen ein Dreifach-Differenz-Schätzer 
(Triple-Diff) verwendet. Dieser kombiniert beide Diff-in-Diff-
Ansätze und schätzt die Effekte mittels einer OLS-Regress-

ion, die drei Indikatorvariablen enthält: eine für Berlin, eine für 
betroffene Wohnungen und eine für die Zeit nach der Einfüh-
rung des Mietendeckels. Der Hauptkoeffizient von Interesse 
ist der der Kombination dieser drei Indikatorvariablen zuge-
hörige. Dieser sagt aus, wie die Auswirkungen des Mieten-
deckels auf betroffene Objekte in Berlin im Vergleich zu den 
nicht betroffenen Objekten in Berlin und im Vergleich zu den 
theoretisch betroffenen Objekten außerhalb Berlins unter-
schiedlich sind. Die Dreifach-Differenz-Methode fügt eine zu-
sätzliche Dimension oder Kontrollgruppe hinzu, was bedeu-
tet, dass wir nun drei Dimensionen betrachten: Zeit, Gruppe 
und eine dritte Dimension (z.B. Region oder Sektor). Dies hilft 
dabei, nicht beobachtbare, zeitinvariante Unterschiede zwi-
schen den behandelten und unbehandelten Gruppen zu kon-
trollieren, indem eine dritte Gruppe eingeführt wird, die nicht 
von der Behandlung betroffen ist, aber ansonsten ähnliche 
Trends wie die behandelte Gruppe hat. Durch die zusätzliche 
Dimension können wir unterschiedliche Trends zwischen den 
behandelten und unbehandelten Gruppen sowie zwischen 
den zusätzlichen Kontrollgruppen berücksichtigen. Dies hilft, 
endogene zeitliche Trends oder Schocks zu identifizieren, die 
sowohl die behandelte als auch die unbehandelte Gruppe be-
treffen könnten, und ermöglicht eine präzisere Schätzung des 
Behandlungseffekts.

In dieser vorliegenden Studie wird ein Event-Study-Format 
genutzt. Dieses ermöglicht eine detaillierte zeitliche Analyse 
der Effekte, indem es die Auswirkungen des Mietendeckels zu 
verschiedenen Zeitpunkten vor und nach der Einführung der 
Maßnahme untersucht. Dabei werden die Auswirkungen des 
Mietendeckels relativ zu einem Zeitpunkt, bevor der Mieten-
deckel eingeführt wurde, dargestellt. In dieser Studie wurde 
das letzte Quartal vor Ankündigung des Mietendeckels als 
Referenzzeitpunkt gewählt. Der Event-Study-Ansatz hilft da-
bei, zeitliche Verzerrungen zu erkennen und zu verstehen, wie 
schnell und in welchem Ausmaß die Marktteilnehmer auf die 
politische Maßnahme reagieren. Wie die folgenden Auswer-
tungen zeigen, hatte bereits die Ankündigung des Mietende-
ckels Auswirkungen auf das Marktgeschehen.

Der Vorteil dieser Herangehensweisen liegt darin, dass sie es 
ermöglichen, die kausalen Effekte einer politischen Maßnah-
me präzise zu identifizieren. Durch den Vergleich von Behand-
lungs- und Kontrollgruppen sowohl innerhalb Berlins als auch 
zwischen Berlin und anderen Städten werden potenzielle Ver-
zerrungen minimiert, die durch unterschiedliche Marktbedin-
gungen entstehen könnten. Das Event-Study-Format bietet 
zusätzlich die Möglichkeit, die Dynamik der Effekte über die 
Zeit zu beobachten und zu analysieren, wodurch ein tieferes 
Verständnis der kurz- und langfristigen Auswirkungen des 
Mietendeckels gewonnen wird.
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Datengrundlage

In der folgenden Analyse wird ein umfassender Datensatz von 
zum Verkauf oder zur Vermietung angebotenen Wohnungen, 
bereitgestellt von Value AG, einem professionellen Anbieter 
von Immobiliendaten, genutzt. Dieser Datensatz umfasst 
OnlineImmobilienanzeigen von allen großen Plattformen und 
insgesamt über 100 Quellen. Während die Verwendung von 
Angebotspreisdaten gewisse Einschränkungen aufweist, wie 
die Tatsache, dass der Angebotspreis nicht immer dem end-
gültigen Transaktionspreis entspricht, bleibt sie eine gängige 
Praxis in der Forschung zum deutschen Wohnungsmarkt, da 
sie zeitnah verfügbar ist und detaillierte Informationen über 
die Wohnung bietet. Jede Beobachtung im Datensatz reprä-
sentiert eine zum Verkauf oder zur Vermietung angebotene 
Wohnung und enthält detaillierte Informationen wie den An-
gebotspreis, die Größe in Quadratmetern, die Anzahl der Zim-
mer, das Baujahr, den Energieverbrauch sowie verschiedene 
Indikatoren für Ausstattung und Lage. Der Datensatz umfasst 
Anzeigen aus den Jahren 2018 bis 2024 und enthält Informa-
tionen über Häuser (Einfamilienhäuser, Doppelhaushälften 
und Reihenhäuser) sowie Wohnungen in Mehrfamilienhäu-
sern und möblierte und/oder auf Zeit vermietete Wohnungen.

6.2. Ergebnisse für Berlin

6.2.1. Preise

Mieten

Während seiner Gültigkeit hatte der Mietendeckel deutliche 
Auswirkungen auf die inserierten Neuvertragsmieten. Da die 
zulässigen Mietobergrenzen deutlich unter den bis zur Einfüh-
rung üblichen Marktmieten lagen, war dies eine erwartbare 
Entwicklung. Die Mieten gingen während der Gültigkeit in der 
Spitze um 11 Prozent zurück (vgl. Abbildung 6-1, Dreifache 
Differenz). Schon in den Vormonaten zwischen Ankündigung 
und Einführung haben sich Vermieter auf die neu geltenden 
Regeln eingestellt und die Mieten sanken moderat, mit Einfüh-
rung dann noch einmal deutlich. Dieses Ergebnis ist robust, 
unabhängig davon, welche Vergleichsgruppe gewählt wird. 
So sanken die Mieten für betroffene Berliner Wohnungen ge-
genüber den theoretisch betroffenen Wohnungen außerhalb 
Berlins (vgl. Abbildung 6-1, Nur betroffene Objekte). Auch der 
Vergleich der Wohnungen innerhalb Berlins, die dem Mieten-
deckel unterlagen, und der Wohnungen innerhalb Berlins, die 
nicht vom Mietendeckel betroffen waren, zeigt, dass der Mie-
tendeckel deutliche Mietpreisreduktionen zur Folge hatte (vgl. 
Abbildung 6-1, Nur Objekte in Berlin).

Nach Abschaffung des Mietendeckels dauerte es circa ein 
Jahr, bis das inserierte Mietpreisniveau der Berliner Wohnun-
gen, die betroffen waren, wieder das gleiche Verhältnis zu den 
Wohnungen in der Vergleichsgruppe der anderen Städte er-
reicht hat (vgl. Abbildung 6-1, Nur betroffene Objekte). An-
ders formuliert: Der Mietendeckel zeigte bei den inserierten 
Mietpreisen noch Nachwirkungen bis ein Jahr nach dessen 
Abschaffung. Mittlerweile ist die Mietpreisrelation der Berli-
ner Wohnungen, die vom Mietendeckel betroffen waren, und 

den Wohnungen außerhalb Berlins, die betroffen gewesen 
wären, bei 5 Prozent über dem Niveau vor Einführung des Mie-
tendeckels. Damit sind die Mietpreise für Altbauwohnungen 
seit Abschaffung des Mietendeckels stärker gestiegen als in 
den Vergleichsstädten. 

Interessant ist an dieser Stelle zudem, dass die Mietpreisdif-
ferenz zwischen Neubauwohnungen, also Wohnungen, die 
nicht vom Mietendeckel betroffen waren, und den betroffe-
nen Wohnungen nach Abschaffung des Mietendeckels nicht 
wieder geschlossen wurde (vgl. Abbildung 6-1, Nur Objekte 
in Berlin). Das heißt, obwohl betroffene Wohnungen in Berlin, 
in Relation zu theoretisch betroffenen Wohnungen außerhalb 
Berlins, nach Abschaffung des Mietendeckels teurer wurden, 
wurden Neubauwohnungen in Berlin in Relation zu den Alt-
bauwohnungen in Berlin mit ähnlicher Dynamik teurer.
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Abbildung 6-1: Entwicklung der Marktmieten in Berlin vor, 
während und nach Gültigkeit des Mietendeckels

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins

Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte  
in Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin 
(Neubau ab 2014)
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Kaufpreise

Sagner/Voigtländer (2023b) fanden keine Auswirkungen des 
Berliner Mietendeckels auf die Kaufpreise der Objekte, die 
vom Mietendeckel betroffen waren. Die Analyse betrachtete 
die Entwicklungen bis zum Oktober 2020 und untersuchte 
die Preisentwicklungen als zusammengesetzte Betrachtung 
der Zeit vor Einführung des Mietendeckels und danach. Die 
Ergebnisse in diesem Papier, in dem zusätzlich die zeitlichen 
Entwicklungen der Maßnahme untersucht werden und der ge-
samte Geltungszeitraum des Mietendeckels betrachtet wird, 
zeigt auf, dass der Berliner Mietendeckel durchaus negative 
Effekte auf die Kaufpreise der betroffenen Objekte hatte. Aus 
ökonomischer Sicht ist dies erwartbar, reduziert sich doch 
der Barwert einer Immobilie, wenn die Mieteinnahmen sinken, 
was wiederum den Kaufpreis reduzieren sollte. Abbildung 
6-2 zeigt, dass sich die Kaufpreise mit Einführung des Mieten-
deckels in der Spitze um 4 Prozent relativ zur Vergleichsgrup-
pe reduziert haben. Das Ergebnis ist robust unabhängig von 
der jeweiligen Spezifikation. Interessant ist hierbei dennoch 
der Blick auf die jeweiligen Referenzgruppen. Es hat circa ein 
Jahr gedauert, bis sich die relativen Preise der Objekte, die in 
Berlin vom Mietendeckel betroffen waren, mit den Preisen der 
Objekte, die betroffen gewesen wären, aber außerhalb Berlins 
liegen, angeglichen haben (vgl. Abbildung 6-2, Nur betrof-
fene Objekte). Ein Vergleich der Neubau- und Altbauobjekte 
innerhalb Berlins zeigt, dass der Mietendeckel die relativen 
Preise zwischen den betroffenen und nicht betroffenen Ob-
jekten reduziert hat, das heißt die Kaufpreise für betroffene 
Objekte sind in Relation zu den Kaufpreisen für nicht vom 
Mietendeckel betroffene Objekte gefallen. Jedoch, im Gegen-
satz zum Vergleich Berlins mit anderen Städten, ist diese Dif-
ferenz nicht wieder geschlossen worden, sondern weiterhin 
im Markt messbar (vgl. Abbildung 6-2, Nur Objekte in Berlin). 

Sowohl bei den Mietpreisen als auch bei den Kaufpreisen 
scheinen sich damit nachhaltige Preisdifferenzen innerhalb 
der Stadt ausgebildet zu haben, die bis zum jetzigen Zeitpunkt 
messbar sind.

Mieten für möblierte und/oder kurzzeitig vermietete  
Wohnungen

Der Berliner Mietendeckel betraf auch möblierte und kurz-
zeitig vermietete Wohnungen, was diesen Markt im Kontext 
der Regulierung besonders interessant macht. Gültig war der 
Mietendeckel für alle Objekte mit Ausnahme von Wohnraum 
des öffentlich geförderten Wohnungsbaus, von Wohnraum, 
für den Mittel aus öffentlichen Haushalten zur Modernisierung 
und Instandsetzung gewährt wurden und der einer Mietpreis-
bindung unterliegt, von Wohnraum, der ab dem 1. Januar 2014 
erstmalig bezugsfertig wurde oder im Einzelfall sonst dauer-
haft unbewohnbarer und unbewohnter ehemaliger Wohn-
raum, der mit einem dem Neubau entsprechenden Aufwand 
zu Wohnzwecken wiederhergestellt wird, von Wohnraum in 
einem Wohnheim und von Wohnraum, den eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein anerkannter privater 
Träger der Wohlfahrtspflege zur Überlassung an Personen 
mit dringendem Wohnbedarf, mit Pflege- oder Teilhabebedarf 
mietet oder vermietet.

Möblierte Wohnungen und Kurzzeitvermietungen wie Ferien-
wohnungen haben andere Marktmechanismen und Preisdy-
namiken als langfristige Mietverhältnisse. Der Mietendeckel 
könnte die Rentabilität und Verfügbarkeit solcher Angebote 
beeinflussen. Dies könnte zu einer Verschiebung des Mietan-
gebots führen und potenziell die Verfügbarkeit von langfristi-
gen Mietwohnungen verringern, was die Wohnungssituation 
für langfristige Mieter weiter verschärft. Die Regulierung und 
die Überwachung dieser Wohnungsarten stellen zudem be-
sondere Herausforderungen dar, was die Einhaltung des Mie-
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Abbildung 6-2: Entwicklung der Kaufpreise in Berlin vor, 
während und nach Gültigkeit des Mietendeckels

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins

Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte in 
Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin  
(Neubau ab 2014)

Dreifache Differenz
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tendeckels in diesem Segment beeinflussen könnte. Bisherige 
Studien zum Mietendeckel haben dieses Marktsegment aus-
geklammert.

Abbildung 6-3 zeigt, dass der Berliner Mietendeckel keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf die inserierten Mietpreise 
der Objekte während dessen Gültigkeit hatte. Dies ist über-
raschend, da die Auswirkungen auf die Mietpreise der nicht 
möblierten Objekte deutlich messbar sind. Erwartbar wäre 
deshalb gewesen, dass der Mietendeckel auch die inserierten 
Mietpreise für möblierte und/oder kurzzeitig vermietete Objek-
te beeinflusst. 

Ein Vergleich der möblierten und/oder auf Zeit vermieteten 
Objekte in Berlin, die unter den Mietendeckel fielen, mit den Ob-
jekten in den Vergleichsstädten zeigt auf, dass die Mietpreise 
für möblierte Wohnungen einen langfristigen Trend größerer 
Preissteigerungen verfolgen (vgl. Abbildung 6-3, Nur betroffe-
ne Objekte). Ein Vergleich der Objekte innerhalb Berlins zeigt, 
dass möblierte und/oder auf Zeit vermietete Objekte aus dem 
Bestand eine parallele Preisentwicklung nehmen wie Objekte 
aus dem Neubau (vgl. Abbildung 6-3, Nur Objekte in Berlin). 

6.2.2. Zusammenfassung Preiseffekte

Mieten:
Der Berliner Mietendeckel hat erwartungsgemäß die Miet-
preise während dessen Gültigkeit reduziert, in der Spitze um 
-11 Prozent. Im Vergleich mit anderen Städten haben sich die 
Preise ein Jahr nach Abschaffung wieder auf das Niveau vor 
der Einführung erhöht. Zwei Jahre nach Abschaffung liegt das 
Niveau deutlich über dem der Vergleichsstädte.

Kaufpreise:
Die Kaufpreise der betroffenen Wohnungen haben sich wäh-
rend des Geltungszeitraums des Mietendeckels um bis zu -4 
Prozent reduziert. Nach Abschaffung hat es ebenfalls ein Jahr 
gedauert, bis das Niveau vor der Ankündigung des Mietende-
ckels erreicht wurde.

Mieten für möblierte und/oder auf Zeit vermietete  
Wohnungen:
Entgegen den Erwartungen zeigt sich kein Effekt des Mieten-
deckels auf die Mieten der möblierten und/oder auf Zeit ver-
mieteten Wohnungen.

6.2.3. Angebotene Objekte

Anzahl der Mietwohnungsinserate

Der Berliner Mietendeckel führte zu einem drastischen Rück-
gang der inserierten Mietwohnungen. Während seiner Gültig-
keit sank die Zahl der Mietwohnungsangebote um bis zu 60 
Prozent. Diese Abnahme war sowohl im Vergleich zu anderen 
Regionen als auch innerhalb Berlins selbst konsistent.

Nach der Aufhebung des Mietendeckels stieg die Zahl der in-
serierten Mietwohnungen zunächst leicht an, fiel jedoch bald 
wieder ab und blieb seitdem auf einem sehr niedrigen Niveau 
im Vergleich zur Zeit vor dem Mietendeckel. In anderen deut-
schen Großstädten blieb die Anzahl der Mietwohnungsange-
bote hingegen über den gesamten Zeitraum stabil. 

Der beobachtete Rückgang in Berlin lässt sich durch mehrere 
Faktoren erklären: Einerseits könnte das Angebot an Mietwoh-
nungen im regulierten Bereich dauerhaft gesunken sein, weil 
Wohnungen in Eigentumswohnungen umgewandelt wurden, 
da die Vermietung unter den Regelungen des Mietendeckels 
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Abbildung 6-3: Entwicklung der Mieten für möblierte und/
oder auf Zeit vermietete Objekte in Berlin vor, während 
und nach Gültigkeit des Mietendeckels

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins
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Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte in 
Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin  
(Neubau ab 2014)
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unrentabel geworden war. Andererseits könnte die Erwartung 
zukünftiger Mietendeckel-Regelungen dazu führen, dass Ver-
mieter freiwerdende Wohnungen lieber verkaufen oder selbst 
nutzen; mehr dazu im nächsten Abschnitt. Außerdem könnte 
der Mietendeckel die Umzugsbereitschaft der Mieter gesenkt 
haben, wodurch weniger Wohnungen auf den Markt kamen. Da 
der Mietendeckel das Mietpreisniveau im regulierten Bereich 
langfristig gesenkt und die Diskrepanz zu den unregulierten 
Mieten vergrößert hat, haben Mieter mit günstigen Mietverträ-
gen weniger Anreize umzuziehen. Zudem könnte die Abschaf-
fung des Mietendeckels zu einer kurzfristigen Verknappung 
des Angebots geführt haben, weil Vermieter aufgrund ge-
stiegener Renditeerwartungen mehr Wohnungen renovieren. 
Schließlich könnte sich eine Art Submarkt für Wohnungs-
vermietungen gebildet haben. Die Anreize Altmietverträge in 
„Wohnungstauschen“ zu übergeben sind im angespannten 
Wohnungsmarkt Berlin erheblich, da die Differenz zwischen 
Bestands- und Neuvertragsmieten mitunter sehr groß ist. Für 
Mieter könnte der Mietendeckel dahingehend ein Augenöffner 
gewesen sein und deshalb die Zahl der Untermietverträge und 
Wohnungstausche zugenommen haben. Dies lässt sich mit 
den für diese Studie vorliegenden Daten jedoch nicht eruieren.

Anzahl der Verkaufsinserate

Während der Gültigkeit des Mietendeckels ist die Zahl der zum 
Verkauf inserierten Objekte im Vergleich zu anderen Städten 
gestiegen und lag in der Spitze 20 Prozent über dem Niveau 
vor der Ankündigung des Mietendeckels (vgl. Abbildung 6-5, 
Nur betroffene Objekte). Bereits nach Ankündigung des Mie-
tendeckels haben sich die Inseratszahlen für Kaufobjekte in 
Berlin erhöht und blieben während der Gültigkeit auf hohem 
Niveau. Mit der Abschaffung des Mietendeckels fiel die Diffe-
renz wieder auf das Niveau vor der Einführung. Beim Vergleich 
der Objekte innerhalb Berlins fällt auf, dass auch die Objekte, 
die eigentlich vom Mietendeckel ausgenommen waren, in die-
ser Phase einen Anstieg bei den Inseratszahlen verzeichneten, 
weshalb hier keine statistisch signifikanten Differenzen auftre-
ten (vgl. Abbildung 6-5, Nur Objekte in Berlin).

Der Anstieg der Verkaufsinserate relativ zu den Vergleichs-
städten könnte vor dem Hintergrund der großen Verunsiche-
rung der Bestandshalter interpretiert werden. Wohnungsei-
gentümer könnten vom Mietendeckel und der nun geringeren 
zu erwirtschaftenden Mieteinnahmen abgeschreckt gewe-
sen sein und deshalb versucht haben, die Wohnungen zu 
verkaufen. Gleichzeitig zeigen die Daten, dass auch die Ver-
kaufsinserate für nicht vom Mietendeckel betroffene Woh-
nungen innerhalb Berlins anstiegen. Dies könnte darauf hin-
weisen, dass Bestandshalter weitere Verschärfungen oder 
Ausweitungen des Mietendeckels erwarteten und deshalb 
ihre Objekte abstießen.

A
nk

ün
di

gu
ng

E
in

fü
hr

un
g

A
bs

ch
af

fu
ng

-80%

-40%

0%

40%

0 10 20
Quartale vor und nach Ankündigung des Mietendeckels

R
el

at
iv

e 
D

iff
er

en
z 

zu
 t 

= 
-1

A
nk

ün
di

gu
ng

E
in

fü
hr

un
g

A
bs

ch
af

fu
ng

-80%

-40%

0%

40%

0 10 20
Quartale vor und nach Ankündigung des Mietendeckels

R
el

at
iv

e 
D

iff
er

en
z 

zu
 t 

= 
-1

Abbildung 6-4: Entwicklung der Anzahl der neuinserier-
ten Mietobjekte in Berlin vor, während und nach Gültigkeit 
des Mietendeckels

Abbildung 6-5: Entwicklung der Anzahl der neuinserier-
ten Kaufobjekte in Berlin vor, während und nach Gültigkeit 
des Mietendeckels

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins
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Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte in 
Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin  
(Neubau ab 2014)
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG
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Anzahl der inserierten möbliert und/oder auf Zeit  
vermieteten Wohnungen

Die Zahl der Wohnungen, die möbliert und/oder auf Zeit ver-
mietet werden und vom Mietendeckel betroffen waren, sank 
mit Einführung des Mietendeckels. In der Spitze lag das An-
gebot circa ein Drittel unter dem Niveau vor Einführung des 
Mietendeckels. Wie bei den regulär vermieteten Wohnungen 
ist dieser Befund robust, unabhängig von der Vergleichsgrup-
pe (vgl. Abbildung 6-6). Auch nach der Abschaffung des Mie-
tendeckels sind die Entwicklungen sehr ähnlich. Am aktuellen 
zeitlichen Rand, das heißt für die Jahre 2023 und 2024, gibt 
es jedoch Unterschiede. So steigt das Angebot an möblierten 
Wohnungen in Berlin im Vergleich zu anderen Städten aktuell 
an (vgl. Abbildung 6-6, Nur betroffene Objekte). Dies ist auf-
grund des hohen zeitlichen Abstands jedoch nicht in direkter 
Verbindung mit dem Mietendeckel interpretierbar. Diese Stu-
die zeigt dennoch zum ersten Mal auf, dass der Berliner Mie-
tendeckel auch Auswirkungen auf die möbliert und/oder auf 
Zeit vermieteten Wohnungen hatte.

6.2.4. Zusammenfassung Mengeneffekte

Angebote für regulär vermietete Wohnungen:
Der Mietendeckel hat das Angebot für Mietwohnungen 
massiv reduziert. In der Spitze lag die Zahl der Wohnungs-
inserate 60 Prozent unter den vor der Ankündigung des 
Mietendeckels üblichen Werten. Auch nach Abschaffung 
des Mietendeckels hat sich diese Differenz nicht wesentlich 
verringert, sodass davon ausgegangen werden kann, dass 
der Mietendeckel das Angebot an Mietwohnungen in Berlin 
nachhaltig deutlich verknappt hat.

Kaufangebote:
Vom Mietendeckel betroffene Objekte wurden deutlich häufi-
ger zum Verkauf angeboten. In der Spitze lagen die Zahlen 20 
Prozent über dem Niveau vor der Ankündigung des Mietende-
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Abbildung 6-6: Entwicklung der Anzahl der neuinserier-
ten möblierten und/oder auf Zeit vermieteten
Objekte in Berlin vor, während und nach Gültigkeit des 
Mietendeckels

Nur betroffene Objekte – Vergleich der betroffenen Objekte 
in Berlin mit vergleichbaren Objekten außerhalb Berlins
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Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte in 
Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin  
(Neubau ab 2014)

Nur Objekte in Berlin – Vergleich der betroffenen Objekte in 
Berlin (Altbau) mit nichtbetroffenen Objekten in Berlin  
(Neubau ab 2014)A
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG
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ckels. Jedoch hat sich im selben Zeitraum auch die Zahl der 
nicht vom Mietendeckel betroffenen Objekte, die in Berlin zum 
Verkauf angeboten wurden, erhöht. Der Mietendeckel könnte 
das Vertrauen der Investoren in die Rentabilität ihrer Immo-
bilien reduziert haben, weshalb Bestandshalter in Berlin ver-
mehrt versuchten, Objekte abzustoßen.

Angebote für möblierte und/oder auf Zeit vermietete 
Wohnungen:
Mit Einführung des Mietendeckels sank die Zahl der möblier-
ten und/oder auf Zeit vermieteten Wohnungen deutlich. In der 
Spitze lag das Angebot etwa ein Drittel unter dem Niveau vor 
der Einführung des Mietendeckels. Während der Mietendeckel 
also keinen Preiseffekt auf die möblierten und/oder auf Zeit 
vermieteten Wohnungen hatte, kann ein starker Mengeneffekt 
aufgezeigt werden.

6.3. Übertragung der Ergebnisse auf 
Deutschland

6.3.1. Regionen mit Mietpreisregulierung  
(Mietpreisbremse)

Die Mietpreisbremse nach § 556d Abs. 1 BGB gilt im Jahr 
2024 in 477 Gemeinden, welche sich auf 14 Bundesländer ver-
teilen. Etwas weniger als die Hälfte der Gemeinden, in denen 
die Mietpreisbremse gilt, liegt in Bayern (208), weitere 89 Ge-
meinden befinden sich in Baden-Württemberg, 49 in Hessen. 
Seit dem 1.5.2024 hat Schleswig-Holstein die Mietpreisbrem-
se in 62 Gemeinden eingeführt. Die Mietpreisbremse galt zu-
vor zwischen 2014 und 2019 schon einmal in Schleswig-Hol-
stein, wurde jedoch 2019 nicht verlängert und dann schließlich 
wieder eingeführt. Es gibt bundesweit nur eine Kommune, in 
der die Mietpreisbremse nach 556d BGB gilt, jedoch die Kap-
pungsgrenze nach § 558 Abs. 3 BGB nicht greift, und das ist 
Ludwigshafen am Rhein in Rheinland-Pfalz (Ministerium der 
Finanzen Rheinland-Pfalz, o. J.). Die regionale Verteilung der 
Gemeinden, in denen die Mietpreisbremse gilt, ist in Abbil-
dung 6-7 dargestellt. Die einzigen beiden Bundesländer, die 
nicht Gebrauch von der Mietpreisbremse machen, sind das 
Saarland und Sachsen-Anhalt.

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Haufe, 2024; Deutscher Mieterbund, 2024

Tabelle 6-1: Gültigkeit der Mietpreisbremse und abgesenkter Kappungsgrenze in den Bundesländern

Bundesland

Gemeinden  
mit Mietpreisbremse  

nach § 566d BGB  
(und abgesenkter  

Kappungsgrenze nach  
§ 558 Abs. 3 BGB)

Geltungszeitraum

Schleswig-Holstein 62 (62) 01.05.2024 bis 30.04.2029

Hamburg 1 (1) 01.09.2023 bis 31.08.2028

Niedersachsen 18 (18) 01.01.2021 bis 31.12.2025

Bremen 1 (1) 01.09.2019 bis 31.08.2024

Nordrhein-Westfalen 18 (18) 01.07.2020 bis 30.06.2025

Hessen 49 (49) 26.11.2020 bis 25.11.2025

Rheinland-Pfalz 5 (4) 01.10.2019 bis 30.09.2024

Baden-Württemberg 89 (89) 01.07.2020 bis 30.06.2025

Bayern 208 (208) 01.01.2022 bis 31.12.2025

Saarland 0 -

Berlin 1 (1) 11.05.2023 bis 10.05.2028

Brandenburg 19 (19) 01.01.2021 bis 31.12.2025

Mecklenburg-Vorpommern 2 (2) 01.10.2023 bis 30.09.2028

Sachsen 2 (2) 01.07.2020 bis 30.06.2025

Sachsen-Anhalt 0 -

Thüringen 2 (2) 01.10.2019 bis 30.09.2024
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Die Kommunen, in denen die Mietpreisbremse gilt, unterschei-
den sich vom Rest der Gemeinden, in denen diese nicht gilt, 
hinsichtlich verschiedener sozio-demografischer Merkmale 
deutlich. Ein knappes Drittel der Bevölkerung in Deutschland 
wohnt in einer Gemeinde, in der die Mietpreisbremse gilt, was 
etwa 27 Millionen Menschen entspricht. 9 Prozent der Ge-
meinden, in denen die Mietpreisbremse Anwendung findet, 
stellen eine Großstadt dar, 30 Prozent eine Mittelstadt, 25 Pro-
zent eine größere Kleinstadt, 20 Prozent eine Kleinstadt und 
die verbleibenden 16 Prozent sind Landgemeinden. Es gibt 
zwar Großstädte, in denen die Mietpreisbremse nicht gilt, je-
doch geht der Anteil immer weiter zurück. Damit wird die Miet-
preisbremse überproportional häufig in Groß- und großen Mit-
telstädten angewandt.

Das Bevölkerungswachstum in den Gemeinden, in denen die 
Mietpreisbremse gilt, war mit 2,7 Prozent in den vergangenen 
Jahren doppelt so hoch wie in den Gemeinden ohne Mietpreis-
bremse, wo die Bevölkerung um durchschnittlich 1,4 Prozent 

gewachsen ist. Das Verhältnis von Neubauwohnungen zum 
Wohnungsbestand liegt in Kommunen mit Mietpreisbremse 
bei durchschnittlich 8,7/1000 und in Kommunen ohne Miet-
preisbremse bei 7,3/1000. Die Zahl der neugebauten Wohnun-
gen je Einwohner liegt in Regionen mit der Mietpreisbremse 
bei 4,5/1000 und in Regionen ohne die Mietpreisbremse bei 
3,6/1000. 

Die durchschnittlichen Mieten für neu inserierte Wohnun-
gen sind in den Gebieten, in denen die Mietpreisbremse gilt, 
zwischen 2018 und 2023 von 10,10 Euro auf 12,40 Euro ge-
stiegen, was einem Anstieg von 23 Prozent entspricht. Die 
durchschnittlichen Mieten in den Regionen, in denen die Miet-
preisbremse nicht gilt, sind seit 2018 von 6,69 Euro auf 8,45 
Euro gestiegen, was einem Anstieg von 26 Prozent gleich-
kommt. Die Zahl an inserierten Mietwohnungen blieb in den 
Regionen ohne Mietpreisbremse über die Zeit unverändert, 
sank aber in den Kommunen mit Mietpreisbremse um 16 Pro-
zent (12 Prozent, wenn Berlin ausgenommen wird).

Quellen: BBSR, 2024; Value AG; Institut der deutschen Wirtschaft

Tabelle 6-2: Mieten und ausgewählte sozio-demografische Kennzahlen in den Kommunen  
mit und ohne Gültigkeit der Mietpreisbremse

Kommunen mit Mietpreisbremse

Ja Nein

Nettokaltmiete 2018, gesamt 10,10 € 6,69 €

Nettokaltmiete 2023, gesamt 12,40 € 8,45 €

Veränderung Nettokaltmiete  
2018 bis 2023, gesamt 23 % 26 %

Veränderung Anzahl Mietwohnungs
angebote 2018 bis 2023, gesamt  
(in Klammern: ohne Berlin)

- 16 % 
(-12 %)

0 % 
(0 %)

Fertiggestellte Wohnungen  
je 1.000 Wohnungen im Bestand 8,7 7,3

Neubauwohnungen je 1.000 Einwohner 4,5 3,6

Bevölkerungsentwicklung  
letzte 5 Jahre 2,7 % 1,4 %

Kaufkraft 28.617 24.888

Haushalte mit niedrigem Einkommen 20 % 25 %

Haushaltsgröße 2,1 2,3

Stadt-/ Gemeindetyp

Großstadt: 9 %
Mittelstadt: 30 %

Größere Kleinstadt: 25 %
Kleine Kleinstadt: 20 %
Landgemeinde: 16 %

Großstadt: 0 %
Mittelstadt: 6 %

Größere Kleinstadt: 11 %
Kleine Kleinstadt: 33 %
Landgemeinde: 49 %

Einwohner 27 Millionen
(32 %)

57 Millionen
(68 %)
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6.3.2. Auswirkungen einer Verschärfung der Mietpreis-
bremse nach Vorbild des Berliner Mietendeckels

Im Folgenden werden die Erfahrungen des Berliner Mietende-
ckels in den bundesdeutschen Kontext gesetzt. Hierbei han-
delt es sich um eine Art „Maximalszenario“, das ein Gefühl 
dafür vermitteln soll, welche potenziellen Folgen weitere Ver-
schärfungen der Mietpreisregulierung haben können. Im Fol-
genden wird unterstellt, dass die Mietpreisbremse nach dem 
Vorbild des Berliner Mietendeckels verschärft wird. Das heißt, 
die Parameter, mit denen diese Verschärfung in den jeweili-
gen oben gezeigten Kommunen greift, entsprächen denen 
des Mietendeckels. Es wird aufgezeigt, welche Auswirkungen 
diese Verschärfung auf das Wohnraumangebot in den Kom-
munen hätte, in denen aktuell die Mietpreisbremse gilt. Dabei 
wird derselbe Ankündigungszeitraum sowie die Gültigkeit für 
sieben Quartale (wie beim Berliner Mietendeckel) angenom-
men. Hierfür werden die Koeffizienten aus der Schätzung der 
dreifachen Differenz aus dem vorangegangenen Kapitel ge-
nutzt. Zudem wird die Annahme getroffen, dass die relative 
Veränderung, die in den Schätzungen bestimmt wurde, alleinig 
auf Veränderungen bei den vom Mietendeckel betroffenen Ob-
jekten zurückzuführen ist, der Rest des Marktes also im Status 
Quo verharrt. Damit soll stilisiert aufgezeigt werden, welche 
Auswirkungen diese Maßnahme in der kurzen Frist hätte, wo-

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Haufe, 2018; Deutscher Mieterbund, 2024

Abbildung 6-7: Gemeinden mit Gültigkeit der Mietpreisbremse
Hinweise: Gemeinden mit Gültigkeit der Mietpreisbremse nach § 556d Abs. 1 BGB

mit es als Maximaleffekt auf die betroffenen Objekte in den 
betroffenen Regionen zu interpretieren ist. Der simulierte Ein-
führungszeitpunkt ist der 1. Januar 2024. Als Referenz dient 
jeweils das vierte Quartal 2023.

Mieten und Mietinserate

In den Regionen, in denen aktuell die Mietpreisbremse gilt, 
wären 80 Prozent der inserierten Mietwohnungen vom Mie-
tendeckel betroffen. Dabei handelt es sich um die Objekte, die 
bereits heute von der Mietpreisbremse betroffen sind. Mit Ein-
führung des Mietendeckels könnte der durchschnittliche Miet-
preis dieser Objekte von 12,30 Euro (Wert Q4 2023) auf bis zu 
10,93 Euro sinken. Abbildung 6-8 zeigt die Entwicklung des 
durchschnittlichen Mietpreises bei Neuvermietung unter den 
getroffenen Annahmen.

6. EMPIRISCH-QUANTITATIVE AUSWIRKUNGEN DES BERLINER MIETENDECKELS
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Die Anzahl der inserierten Mietwohnungen, die in einer Region 
liegen, in der die Mietpreisbremse gilt und die von einer Ver-
schärfung dieser Regelung nach Vorbild des Berliner Mieten-
deckels betroffen wären, würde sich von 70.000 neuinserier-
ten Wohnungen je Quartal (Q4 2023) um 43.000 Wohnungen 
auf rund 27.000 neuinserierte Wohnungen je Quartal reduzie-
ren. Die Zahl der inserierten Mietwohnungen ist bereits seit 
längerem rückläufig, wie Abbildung 6-9 zeigt. Eine Verschär-
fung der Mietpreisregulierung könnte diesen Trend weiter fort-
schreiben und massiv beschleunigen. Dies würde die ohnehin 
vielerorts schon schwierige Suche nach einer Mietwohnung 
nochmal erheblich erschweren. 
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Abbildung 6-8: Auswirkungen eines bundesweiten 
Mietendeckels auf das durchschnittliche Mietniveau der 
betroffenen Objekte in den Regionen mit Gültigkeit

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das arithmetische Mittel in den betrachteten Regionen dargestellt, 
für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, um die 
Auswirkungen auf das mittlere Mietpreisniveau nach Ankündigung und Ein-
führung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG
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Abbildung 6-9: Auswirkungen eines bundesweiten  
Mietendeckels auf die Anzahl der neuinserierten  
betroffenen Mietobjekte in den Regionen mit Gültigkeit

Abbildung 6-10: Auswirkungen eines bundesweiten  
Mietendeckels auf das durchschnittliche Kaufpreisniveau 
der betroffenen Objekte in den Regionen mit Gültigkeit

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2.) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das die Anzahl der Neuinserate in den betrachteten Regionen dar-
gestellt, für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, 
um die Auswirkungen auf die Anzahl der Neuinserate nach Ankündigung und 
Einführung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2.) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das arithmetische Mittel in den betrachteten Regionen dargestellt, 
für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, um die 
Auswirkungen auf das mittlere Kaufpreisniveau nach Ankündigung und Ein-
führung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Kaufpreise und Kaufinserate

In den Regionen, in denen aktuell die Mietpreisbremse gilt, 
wären 90 Prozent der zum Kauf inserierten Objekte vom Mie-
tendeckel betroffen. Mit Einführung des Mietendeckels könnte 
der durchschnittliche Kaufpreis dieser Objekte von 4.500 Euro 
(Wert Q4 2023) auf bis zu 4.300 Euro sinken. Abbildung 6-10 
zeigt die Entwicklung des durchschnittlichen Kaufpreises un-
ter den getroffenen Annahmen.
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Abbildung 6-11: Auswirkungen eines bundesweiten  
Mietendeckels auf die Anzahl der neuinserierten  
betroffenen Kaufobjekte in den Regionen mit Gültigkeit

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2.) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das die Anzahl der Neuinserate in den betrachteten Regionen dar-
gestellt, für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, 
um die Auswirkungen auf die Anzahl der Neuinserate nach Ankündigung und 
Einführung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Die Anzahl der inserierten Kaufobjekte würde sich in den be-
troffenen Regionen in der Spitze von 36.000 neuinserierten 
Wohnungen je Quartal (Q4 2023) um circa 11.000 Wohnun-
gen auf bis zu 47.000 neuinserierte Kaufobjekte je Quartal er-
höhen. Abbildung 6-11 zeigt die potenzielle zeitliche Entwick-
lung der inserierten Kaufobjekte.
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Mieten und Mietinserate für möblierte und/oder auf Zeit 
vermietete Objekte

In den Regionen, in denen aktuell die Mietpreisbremse gilt, wä-
ren 81 Prozent der inserierten möblierten und/oder auf Zeit 
vermieteten Wohnungen vom Mietendeckel betroffen. Auf 
Basis der Berechnungen für Berlin ist mit Einführung eines 
bundesweiten Mietendeckels kein Effekt auf die Mietpreise 
dieser Objekte zu erwarten. Der durchschnittliche Mietpreis 
würde seinen langfristigen moderaten Wachstumspfad fort-
setzen. Der durchschnittliche inserierte Mietpreis lag im vier-
ten Quartal 2023 bei 20,71 Euro je Quadratmeter Wohnfläche. 
Abbildung 6-12 zeigt die Entwicklung des durchschnittlichen 
Mietpreises für auf Zeit und/oder möbliert vermietete Objekte 
unter den getroffenen Annahmen.
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Abbildung 6-13: Auswirkungen eines bundesweiten  
Mietendeckels auf die Anzahl der betroffenen neuinse-
rierten auf Zeit und/oder möbliert vermieteten Objekte  
in den Regionen mit Gültigkeit

Abbildung 6-12: Auswirkungen eines bundesweiten  
Mietendeckels auf das durchschnittliche Mietniveau  
der betroffenen auf Zeit und/oder möbliert vermieteten 
Objekte in den Regionen mit Gültigkeit

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2.) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das die Anzahl der Neuinserate in den betrachteten Regionen dar-
gestellt, für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, 
um die Auswirkungen auf die Anzahl der Neuinserate nach Ankündigung und 
Einführung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Hinweis: „Schätzung“ zeigt an, ob die dargestellten Werte auf Basis der Aus-
wirkungen des Berliner Mietendeckels (s.  Kapitel 6.2.) bestimmt wurden. Für 
„Nein“ ist das arithmetische Mittel in den betrachteten Regionen dargestellt, 
für „Ja“ werden die in Kapitel 6.2. bestimmten Koeffizienten genutzt, um die 
Auswirkungen auf das mittlere Mietpreisniveau nach Ankündigung und Ein-
führung des bundesweiten hypothetischen Mietendeckels zu bestimmen.

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft; Value AG

Die Anzahl der neuinserierten auf Zeit und/oder möbliert ver-
mieteten Objekte, die in einer Region liegen, in der die Miet-
preisbremse gilt und die von einer Verschärfung dieser Rege-
lung nach Vorbild des Berliner Mietendeckels betroffen wären, 
würde sich von 23.000 neuinserierten Wohnungen je Quartal 
(Q4 2023) um circa 8.000 Wohnungen auf bis zu 15.000 neu-
inserierte Wohnungen je Quartal reduzieren. Somit würde sich 
also auch die Angebotssituation auf dem Markt für möblierte 
Wohnungen und Kurzzeitvermietungen deutlich verschärfen. 

6. EMPIRISCH-QUANTITATIVE AUSWIRKUNGEN DES BERLINER MIETENDECKELS



297. Schlussfolgerungen

Mietpreisregulierungen haben eine lange Tradition, in 
Deutschland wurden sie bereits in den 1920er Jahren an-
gewendet, ebenso in anderen Industrieländern wie dem Ver-
einigten Königreich. Erfolgreich waren sie aber nie. Vielmehr 
führte das Aussetzen des Preismechanismus zu zahlreichen 
neuen Problemen, wie zu einem Anstieg der Nachfrage, 
einer Verkleinerung des Mietangebots, einem Verkauf an 
Selbstnutzer und vor allem zu ausbleibenden Instandsetzun-
gen und Modernisierungen. In Städten, in denen strikte Miet-
preisregulierungen über einen langen Zeitraum galten, ist der 
Gebäudebestand in der Regel in einem miserablen Zustand. 
Diese Fehlanreize stehen diametral den Klimaschutzzielen 
entgegen, denn um einen klimaneutralen Gebäudebestand 
bis 2045 zu erreichen, müssten die Investitionen in energeti-
sche Sanierungen mindestens um 50 Prozent, besser noch 
um 100 Prozent gesteigert werden. Die Einführung einer 
bundesweiten Mietpreisregulierung nach dem Vorbild des 
Berliner Mietendeckels würde dazu führen, dass nicht mehr, 
sondern deutlich weniger investiert wird. Darüber hinaus 
zeigt das vorliegende Gutachten, dass es starke Einschrän-
kungen insbesondere beim Mietwohnungsangebot geben 
würde. Selbst wenn man nicht von diesem Maximalszenario 
ausgeht, wird klar, dass eine weitere Verschärfung bestehen-
der Mietpreisregulierungen äußerst negative Auswirkungen 
und eine weitere Angebotsverknappung zur Folge hätte. 

Für die Wohnungspolitik stellt sich damit die Frage nach al-
ternativen Politikansätzen, denn angesichts steigender Miet-
preise und wachsender Anspannung entsteht politischer 
Handlungsdruck. Im Folgenden sollen einige Überlegungen 
hierzu skizziert werden.

Das starke Wachstum der Großstädte korrespondiert mit ei-
nem Rückgang der vor allem jungen Bevölkerung in kleineren 
Städten und ländlichen Regionen. Diese Wechselwirkungen 
zwischen Stadt und Land müssen viel stärker in den Blick 
genommen werden. Dabei ist auch zu beachten, und dies ist 
ein weiteres Argument gegen Mietpreisregulierungen, dass 
gerade die niedrigeren Immobilienpreise im Umland sowie 
die damit verbundene Möglichkeit, großzügiger zu wohnen, 
eine Chance für ländliche Regionen darstellen. Zudem bie-
tet sich in Umlandgemeinden und ländlichen Gemeinden für 
viele Haushalte die größere Chance, selbst Eigentum zu er-
werben. Dies sollte zur Entzerrung des Wohnungsmarktes 
genutzt werden, indem etwa Haushalten ein Freibetrag bei 
der Grunderwerbsteuer eingeräumt wird, um die Eigenkapi-
talhürde leichter überspringen zu können. 

Ein Preisvorteil allein sowie eine Chance auf Eigentum rei-
chen jedoch nicht aus, sondern es bedarf zudem einer funk-
tionierenden Infrastruktur – hierzu gehören schnelle Inter-
netzugänge genauso wie ärztliche Versorgung und Zugang 
zu allen Schulformen. Die Digitalisierung bietet für ländliche 
Regionen zahlreiche Chancen, da dadurch letztlich überall 
gearbeitet werden kann, zumindest bei büroaffinen Tätigkei-

ten. Diese Chancen können aber nur dort genutzt werden, 
wo auch die sonstigen Rahmenbedingungen passen.

Für die Großstädte stellt sich dennoch die Frage, wie der dau-
erhaften Überschussnachfrage begegnet werden kann. Das 
Eingeständnis, dass nicht jede und jeder in der Großstadt le-
ben kann, ist sicherlich ehrlich, aber letztlich keine zufrieden-
stellende Lösung. Auch wenn der Markt möglicherweise nie in 
den Ausgleich gebracht werden kann, sollte die Bautätigkeit in 
den wachsenden Großstädten so hoch wie möglich gehalten 
werden. Jede zusätzliche Wohnung ermöglicht es schließlich 
einem Haushalt, seine Wohnwünsche zu realisieren. In allen 
Städten gibt es durch Nachverdichtungen, Aufstockungen 
und Dachausbauten zahlreiche ungenutzte Potenziale für die 
Schaffung von Wohnraum. Darüber hinaus schafft zusätz-
liche Bautätigkeit oder die Bereitstellung von Bauland auch 
Möglichkeiten für die Steuerung der Zusammensetzung der 
Bevölkerung. Eine Stadt, in der ausschließlich sehr reiche oder 
Menschen der gleichen Altersklasse leben, würde viel ihrer in-
novativen Kraft einbüßen. Der Erfolg der Städte beruht schließ-
lich zu einem großen Teil darauf, dass ein reger Austausch 
zwischen sehr verschiedenen Gruppen besteht, der dann die 
Grundlage für Innovationen bildet. 

Insofern sollte eine Stadt auch Einfluss darauf nehmen, welche 
Art von Wohnungen entstehen. So kann beispielsweise ein Teil 
des Baulands auch für den Erwerb von Haushalten mit kleine-
ren Einkommen reserviert werden. Alternativ können Städte, 
in denen überwiegend Mietwohnungen angeboten werden, 
den Verkauf von Bauland als Konzeptvergabe gestalten. Dies 
bedeutet, dass die Stadt nicht zum Höchstpreis verkauft, son-
dern an den Verkauf Bedingungen knüpft, wie etwa, dass ein 
Teil der Wohnungen im preisgünstigen Segment angeboten 
werden soll. Damit wird der erzielbare Verkaufspreis limitiert, 
was deutlich macht, dass der Einfluss auf die Bautätigkeit be-
ziehungsweise auf das Angebot mit Kosten verbunden ist. 
Insofern muss Wohnungspolitik immer auch abwägen, wel-
ches Maß an Steuerung sinnvoll ist. Diesen Einfluss auf das 
Bauland können Städte übrigens selbst dann ausüben, wenn 
sie nicht Eigentümer des Baulands sind, denn die Steuerung 
erfolgt über die Baurechtsschaffung oder über die Gestaltung 
städtebaulicher Verträge. 

Absichtlich wurde hier nicht von Sozialwohnungen gespro-
chen, sondern allgemeiner von einer Steuerung des Woh-
nungsangebots. Die Regeln für Sozialwohnungen sind oft rela-
tiv starr, auch wenn sich das Instrumentarium über die letzten 
Jahrzehnte deutlich verbessert hat. Gerade die Treffsicherheit 
der Maßnahmen ist aber in vielen Bundesländern noch immer 
ein Problem. Die Steuerung eines Teils des Angebots ist all-
gemeiner gedacht und beinhaltet zum Beispiel ebenso die Auf-
lage zum Bau kleiner Wohnungen für Studierende oder die Er-
richtung preisgedämpfter Town Häuser, die sich an Haushalte 
der Mittelschicht richten.

7. Schlussfolgerungen



30 8. Abstract

Vor dem Hintergrund des nach wie vor starken Zuzugs in die 
Großstädte gibt es keine einfachen Lösungen. Und angesichts 
der unterschiedlichen Voraussetzungen und Ziele in den jewei-
ligen Großstädten kann es auch keinen einheitlichen Plan für 
eine bestmögliche Wohnungspolitik geben. Wichtig ist aber, 
dass die Wohnungspolitik nicht im Konflikt der Gebietskör-
perschaften aufgerieben wird, wie dies in den letzten Jahren 
immer mehr der Fall ist. Es bedarf vielmehr kooperativer Lö-
sungen zwischen Großstädten und dem Umland, um effiziente 
Lösungen für das Wohnangebot und die Attraktivierung des 
Umlands zu finden – beides gehört elementar zusammen. Die 

Bundesländer und der Bund können hierbei unterstützen, so-
wohl durch die Schaffung von mehr Flexibilität und besserer 
Infrastruktur, aber auch durch finanzielle Zugeständnisse. 

Statt mit Mietregulierungen die Fehler der Vergangenheit zu 
wiederholen, sollten vielmehr aktiv die Metropolräume der 
Zukunft geschaffen werden, denn selbst wenn Einwohner-
wachstum immer auch Herausforderungen mitbringt, liegt 
darin doch eine große Chance für die Schaffung attraktiver 
Lebensräume.

8. Abstract
Rent controls have a long tradition and are introduced again 
and again when demand in the rental housing market increa-
ses. In Germany, the rental brake was introduced in 2015, and 
Berlin has also used a rent cap. However, as this report points 
out, rent controls have considerable disadvantages. The main 
conclusions are as follows:

	B Rent controls significantly reduce the supply of rental 
housing. Calculations for the Berlin rent cap show that 
the number of advertised flats is reduced by more than 
50 per cent. In general, the reason for the reduction in 
rental flats can be traced back to evasive reactions, such 
as the sale of flats to owner-occupiers or the letting of 
flats to holiday guests.

	B Rent controls take away incentives to invest in flats. Par-
ticularly in countries that have used re-strictive rent con-
trols over a long period of time, the rental housing stock 
is typically in a very poor condition. In view of the neces-
sary investments in a climate-neutral building stock, rent 
con-trols are therefore diametrically opposed to climate 
protection.

	B Another consequence of rent regulation is an increase in 
mismatch. Older tenants and tenants with higher inco-
mes in particular benefit most from rent regulation, as 
they are less likely to move. As flats are subsidised and 
competition increases, households do not move even if 
a smaller flat would be preferable. This significantly wor-
sens the situation on the housing market for those loo-
king for accommodation and families in particular. 

	B By using an empirical model, the effects of introducing a 
nationwide rent cap modelled on the Berlin rent cap were 
examined. It was assumed that the rent cap would ap-
ply everywhere where the rental brake currently applies. 
In these regions, new contract rents would initially fall, 
but the number of advertised rental flats would decrease 
from 70,000 flats today to 27,000 flats per QUARTER. At 
the same time, purchase prices would fall slightly. 

Ultimately, rent controls cannot be a solution to the tensed 
housing market, as they do not solve the shortage problem. In-
stead, a mix of more housing construction in the major cities, 
making the sur-rounding areas more attractive and a more tar-
geted social policy is needed to improve the situation on the 
housing market.
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